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EINLEITUNG 

Der Bundesrat hat dem neu zusammengesetzten Parlament am 29. Januar 2020 die Botschaft zur 
Legislaturplanung 2019−2023 und den Entwurf zu einem Bundesbeschluss mit den politischen 
Leitlinien, den Zielen sowie den wichtigsten geplanten Erlassen der Bundesversammlung und  
weiteren Massnahmen unterbreitet (gemäss Art. 146 ParlG). Das Parlament hat den Bundesbe-
schluss über die Legislaturplanung 2019−2023 in zwei aufeinander folgenden Sessionen (SR in der 
Sommersession 2020 und NR in der Herbstsession 2020) beraten (gemäss Art. 147 Abs. 1 ParlG) und 
am 21. September 2020 verabschiedet.

Die Ziele basieren auf den Bundesratsbeschlüssen vom 15. März 2019 (3 Leitlinien) und vom 22. Mai 
2019 (18 Ziele). Der Bundesrat setzte bei der Legislaturplanung 2019−2023 auf Kontinuität, da er 
der Ansicht war, dass die Leitlinien der letzten Legislaturperiode weiterhin aktuell sind. Gleichzeitig 
wollte er die Schwerpunktthemen Schutz des Klimas und Digitalisierung hervorheben und in die 
aktuelle Legislaturplanung aufnehmen. Zudem soll die Schweiz über geregelte Beziehungen mit 
der EU verfügen.

Die Jahresziele des Bundesrates sind dem Parlament jeweils bis zu Beginn der letzten ordentlichen 
Session des Vorjahres bekannt zu geben und auf die Legislaturplanung abzustimmen (Art. 144 
Abs.  1 ParlG). Gestützt auf die Jahresziele nimmt der Bundespräsident in der Herbstsession im 
Namen des Bundesrates eine mündliche Standortbestimmung vor. In diesem Sinne überweist der 
Bundesrat dem Parlament die Jahresziele 2022 zur Information.

Legislaturplanung und Jahresziele tragen dazu bei, anhand vorgegebener Prioritäten die Arbeit 
der Verwaltung zu führen und damit die Gesetzgebungs- und die Verwaltungstätigkeit kohärent zu 
gestalten. Die Jahresziele des Bundesrates stellen dabei eine politische Absichtserklärung dar: sie 
sollen die Marschrichtung der bundesrätlichen Politik vorgeben, ohne aber zum Korsett zu werden, 
das unvorhersehbare, dringend gebotene Massnahmen verhindern würde. Der Bundesrat kann 
deshalb in begründeten Fällen von den Jahreszielen abweichen. Aufgrund der Covid-19-Pandemie 
haben zahlreiche Geschäfte zeitliche Verzögerung erfahren. So kommen mehrere Massnahmen 
aus den Jahreszielen 2021 auch in den Jahreszielen 2022 wieder vor.

Neu wird die politische und finanzielle Planung auch zeitlich näher miteinander verknüpft. So hat 
der Bundesrat am 8. Mai 2020 beschlossen, die von der Bundeskanzlei und der Eidgenössischen 
Finanzverwaltung redigierten bundesrätlichen Planungs- und Rechenschaftsberichte – Jahresziele, 
Geschäftsbericht, Voranschlag (VA) mit Integriertem Aufgaben und Finanzplan (IAFP) und Staats-
rechnung – besser aufeinander abzustimmen.

Durch die vollständige Integration des bisherigen Band II der Jahresziele in den VA mit IAFP (wirk-
sam ab Planungsjahr 2022), beziehungsweise von Band II des Geschäftsberichts in die Staatsrech-
nung, wird der Erhebungsprozess der bundesrätlichen Planungs- und Rechenschaftsberichte ver-
einfacht. Die Verabschiedung der Jahresziele durch den Bundesrat – analog zum VA mit IAFP – wird 
neu für beide Berichte bereits im August erfolgen.

Die Jahresziele sind nicht nur für den Bundesrat und die Verwaltung von Nutzen, sondern die-
nen auch den Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte. Mit dem Planungsdokument wird die  
Rechenschaftsablage unterstützt, indem es dem Parlament ermöglicht, die Arbeit des Bundesrates 
über das ganze Berichtsjahr an seinen Zielen zu messen und gegebenenfalls gezielte Nachfragen 
zu stellen (Art. 144 Abs. 3 ParlG). Im Planungsdokument werden vorausschauend Ziele und zuge-
hörige Massnahmen umschrieben. Ein Jahr später zieht der Bundesrat in seinem Bericht über die 
Geschäftsführung Bilanz. Die Gliederung der Legislaturplanung, der jeweiligen Jahresziele und der 
Berichte des Bundesrates über seine Geschäftsführung stimmen daher überein.
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POLITISCHE SCHWERPUNKTE IM JAHR 2022 

Leitlinie 1: Wohlstand

Finanzpolitik
Die hohen ausserordentlichen Ausgaben zur Bewältigung der Corona-Pandemie in den Jahren 
2020 und 2021 führen auf dem Amortisationskonto der Schuldenbremse zu einem grossen Fehl-
betrag. Dieser Fehlbetrag muss gemäss dem geltenden Finanzhaushaltgesetz wieder abgebaut 
werden, damit sich der Bund nicht auf Dauer neu verschuldet. Der Bundesrat wird 2022 eine ent-
sprechende Botschaft verabschieden.

Finanzmarktpolitik
Der Bundesrat wird 2022 erste Massnahmen zur Verbesserung der Standortqualität für Digital Finance 
auf Grundlage der Auslegeordnung von 2021 genehmigen und das weitere Vorgehen festlegen. 
Weiter wird der Bundesrat 2022 vom Stand des Fortschritts bei Open Finance Kenntnis nehmen und 
bei Bedarf Massnahmen zur Förderung von Open Finance festlegen.

Bankwesen
Der Bundesrat wird 2022 die revidierte Eigenmittelverordnung gutheissen. Damit werden Anpas-
sungen entsprechend den Standards des Basler Ausschusses umgesetzt. Ebenfalls 2022 wird er die 
revidierte Bankenverordnung gutheissen und die Liquiditätsverordnung in Kraft setzen.

Steuerpolitik
Der Bundesrat wird 2022 das Vernehmlassungsergebnis zur Kenntnis nehmen und über das weitere 
Vorgehen zur Einführung einer Tonnagesteuer entscheiden. Die Tonnagesteuer ist ein weit ver-
breitetes Förderinstrument der internationalen Seeschifffahrt. Eine Einführung schafft gleich lange 
Spiesse im Wettbewerb um hoch mobile Schifffahrtsunternehmen im Bereich des Güter- und Per-
sonentransports. Weiter wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes 
über die Tabakbesteuerung verabschieden. Mit der Vorlage soll eine gesetzliche Grundlage für die 
Besteuerung von E-Zigaretten geschaffen werden.

Zollwesen
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zur Totalrevision des Zollgesetzes verabschieden. Er legt 
damit den rechtlichen Rahmen für die laufende digitale Transformation der Eidgenössischen Zoll-
verwaltung (Programm DaziT) und schafft gleichzeitig die notwendige organisatorische Flexibili-
tät, damit das künftige Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit noch rascher und wirksamer auf 
veränderte Lagen reagieren kann. Zudem wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zur Änderung des 
Bundesgesetzes über eine leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA III) verabschieden. 
Die bestehende LSVA-Infrastruktur zur Erhebung der Schwerverkehrsabgabe in der Schweiz muss 
altersbedingt per Ende 2024 ersetzt werden.

Bundespersonal / Bundesverwaltung
Der Bundesrat wird 2022 das Unterbringungskonzept «Neue Arbeitswelten» genehmigen. Mit dem 
Strategiepapier werden für die Bundesverwaltung Grundsätze für nachhaltige Büroarbeitsplätze in 
der Schweiz festgelegt. Die Weiterentwicklung erfolgt im Hinblick auf die digitale Transformation 
und die Förderung flexibler Arbeitsformen.

Ziele des Bundesrates 2022
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Wirtschaftspolitik
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zu einer Teilrevision des Bundesgesetzes über Schuldbe-
treibung und Konkurs (SchKG) verabschieden. Das SchKG soll im Hinblick auf die Digitalisierung 
(Digitale Verlustscheine, online-Verwertungen, elektronische Wohnsitzüberprüfung) modernisiert 
werden. Weiter wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zur Teilrevision des Kartellgesetzes verab-
schieden. Damit beabsichtigt er, die Fusionskontrolle zu modernisieren und technische Aspekte 
im Schweizer Kartellrecht (insbesondere im Bereich des Kartellzivilrechts sowie des Widerspruch-
verfahrens) zu verbessern. Sodann wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zu einem Bundesgesetz 
über die Entlastung der Unternehmen von Regulierungskosten und der Einführung einer Regu-
lierungsbremse verabschieden. Im Gesetz werden Prinzipien und Instrumente verankert, um die 
Belastung der Unternehmen durch bestehende und neue Regulierungen zu senken.

Covid-19: Finanzielle Hilfe
Der Bundesrat wird 2022 den Bericht über die Zusicherungen von Unterstützungen an Unterneh-
men im Rahmen der Covid-19-Härtefallverordnung gutheissen. Die Zusicherungen haben gemäss 
Verordnung 2020 und 2021 zu erfolgen und können in Form von à-fonds-perdu-Beiträgen, Dar
lehen, Garantien oder Bürgschaften gewährt werden. Ebenfalls wird der Bundesrat 2022 den Be-
richt über die Umsetzung des Covid-19-Solidarbürgschaftsgesetzes gutheissen. Mit Hilfe von ver-
bürgten Überbrückungskrediten soll Einzelunternehmen, Personengesellschaften oder juristische 
Personen mit Sitz in der Schweiz ausreichend Liquidität zur Verfügung gestellt werden, damit sie 
trotz coronabedingten Umsatzeinbussen ihre laufenden Fixkosten decken können.

Digitalisierung
Der Bundesrat wird 2022 den Bericht zum Stand der digitalen Transformation der Bundesver-
waltung zur Kenntnis nehmen und weitere Massnahmen zur digitalen Transformation und zur 
Umsetzung der Strategie «Digitale Schweiz». beschliessen. Zudem wird der Bundesrat 2022 die 
Vernehmlassung zu Rechtsgrundlagen im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der «Digi-
talen Verwaltung Schweiz» (DVS) eröffnen. Mit dem Projekt «Digitale Verwaltung Schweiz» soll die 
bundesstaatliche Steuerung und Koordination im Bereich E-Government optimiert werden.

Statistik
Der Bundesrat wird 2022 die Totalrevision der Statistikerhebungsverordnung und die Teilrevision 
der Verordnung über die Organisation der Bundesstatistik verabschieden. Damit wird die konkrete 
Ausrichtung der Bundesstatistik auf die Mehrfachnutzung von Daten rechtlich verankert; zudem 
werden Rollen und Aufgaben im Statistikbereich für die Mehrfachnutzung von Daten umgesetzt. 
Weiter wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zum Adressdienstgesetz verabschieden. Der Aufbau 
eines nationalen Adressdienstes für Verwaltungsaufgaben entspricht einem Bedürfnis und fand in 
der Vernehmlassung weitgehende Zustimmung.

Geoinformation / Geologie
Der Bundesrat wird 2022 eine Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über Geoinformation 
(GeoIG) verabschieden. Das GeoIG regelt neu die Erhebung und Zusammenführung geologischer 
Daten auf Stufe Bund. Sodann wird der Bundesrat 2022 den Bericht zum Aufbau eines Leitungs-
katasters Schweiz (LKCH) beraten und einen Grundsatzentscheid fällen. Ferner wird der Bundesrat 
2022 auch einen Bericht zur Schaffung nationaler Register raumbezogener Daten zur Kenntnis neh-
men. Und schliesslich wird der Bundesrat 2022 mit der Teilrevision der Verordnung über die amtli-
che Vermessung (VAV) die Finanzierung der amtlichen Vermessung neu auf Gesetzesstufe regeln.
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Datenschutz
Der Bundesrat wird 2022 das revidierte Datenschutzgesetz (DSG) in Kraft setzen und die entspre-
chenden Verordnungen zum DSG verabschieden.

Landeskommunikation / Aussenwirkung
Der Bundesrat wird 2022 eine Botschaft für die Teilnahme an der nächsten Weltausstellung der  
Kategorie A verabschieden und die nötigen finanziellen Mittel beantragen. Das Oberthema der 
vom 13. April bis 13. Oktober 2025 in Osaka (Japan) stattfinden Weltausstellung lautet «Designing 
future Society for our Lives». Die Schweiz soll in der Region als innovatives Land positioniert werden.

Handels- und Aussenwirtschaftspolitik
Der Bundesrat beabsichtigt, die noch offenen Punkte der in der Substanz abgeschlossenen Ver-
handlungen zwischen den EFTA-Staaten und den MERCOSUR-Staaten zu bereinigen, damit das 
Freihandelsabkommen (FHA) im Anschluss unterzeichnet und 2022 die Botschaft verabschiedet 
werden kann. Weiter wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zum FHA zwischen den EFTA Staaten 
und Moldova verabschieden. Ferner wird der Bundesrat 2022 ein Abkommen mit dem Vereinigten 
Königreich im Bereich Finanzdienstleistungen genehmigen. Dieses soll den grenzüberschreiten-
den Marktzugang für eine breite Palette an Finanzdienstleistungen ermöglichen.

Bildungs- und Forschungspolitik
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zum Bundesgesetz über Aufgaben, Organisation und Finan-
zierung der öffentlich-rechtlichen Anstalt Movetia verabschieden. Movetia ist für die Mobilitäts- 
und Zusammenarbeitsprogramme in der Bildung zuständig. Weiter wird der Bundesrat 2022 das 
Abkommen zur Assoziierung der Schweiz am Programm Erasmus, dem EU-Programm zur Förde-
rung von allgemeiner und beruflicher Bildung, Jugend und Sport in Europa für die Jahre 2021–2027 
genehmigen. Ferner wird der Bundesrat 2022 die Botschaft zum Bundesbeschluss betreffend die 
Anpassung von Anhang III des Personenfreizügigkeitsabkommens (PFZA) verabschieden. Diese 
Anpassung soll das PFZA mit der Situation in der EU in Einklang zu bringen. Dabei sollen einige 
wichtige Neuerungen integriert werden, wie der «Europäische Berufsausweis» (digitales Aner-
kennungsverfahren) oder der Warnmechanismus für die Gesundheits- und Bildungsberufe. Sollte 
sich die für 2021 geplante Assoziierung an das Rahmenprogramm der EU für Forschung und Inno-
vation «Horizon Europe» und an die damit verbundenen weiteren Elemente des Horizon-Pakets 
verzögern, wird der Bundesrat einerseits die Assoziierung im Jahr 2022 anstreben, andererseits 
Übergangs- und Ersatzmassnahmen einsetzen, um die Spitzenposition der Schweiz im Bereich der 
Forschung und Innovation zu erhalten.

Verkehrspolitik
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zu einem Gesetz über die Dateninfrastruktur Mobilität ver-
abschieden. Zugunsten eines effizienten und vernetzten Verkehrssystems sollen damit Bereitstel-
lung, Austausch, Verknüpfung und Nutzung von Mobilitätsdaten vereinfacht werden. Weiter wird 
der Bundesrat 2022 die Botschaft zum Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2024–2027, zum Ausbau-
schritt 2023 für die Nationalstrassen und zum Verpflichtungskredit verabschieden. Sodann wird 
der Bundesrat 2022 die Botschaft zur Teilnahme der Schweiz an der Agentur für das europäische 
Globale Satellitennavigationssystem 2022 verabschieden. Schliesslich wird der Bundesrat 2022 die 
Botschaft zum Bundesgesetz über Pilotprojekte zu Mobility Pricing verabschieden. Mit dem Gesetz 
sollen die Kantone und Gemeinden die Möglichkeit erhalten, solche Pilotprojekte durchzuführen.
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Leitlinie 2: Zusammenhalt

Medienpolitik
Der Bundesrat wird 2022 den zweiten Teil der Ausführungsbestimmungen zum Massnahmenpaket 
zugunsten der Medien verabschieden. Neben dem befristeten Ausbau der indirekten Presseförde-
rung sieht die Vorlage eine befristete Unterstützung von einheimischen Online Medien vor.

Kulturpolitik
Der Bundesrat wird 2022 im Rahmen der Umsetzung der Kulturbotschaft 2021−2024 die Ausfüh-
rungsbestimmungen zum Filmgesetz erlassen und die angepasste Filmverordnung in Kraft setzen.

Jugendpolitik
Mit dem neuen Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele  
sollen Minderjährige vor Medieninhalten in Filmen und Videospielen geschützt werden, die ihre 
körperliche, geistige, psychische, sittliche oder soziale Entwicklung gefährden könnten. Der Bun-
desrat wird 2022 die Vernehmlassung über die Ausführungsbestimmungen in der neuen Verord-
nung über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele eröffnen.

Familienpolitik
Gestützt auf eine vom Parlament verlangte Strategie zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie  
und Erwerbstätigkeit wird der Bundesrat dazu 2022 einen Vorentwurf in die Vernehmlassung 
schicken.

Gesellschaftspolitik
Der Bundesrat wird 2022 einen Bericht über die langfristigen Folgen der demographischen Ent-
wicklung auf die Generationenbeziehungen sowie auf die verschiedenen Politbereiche mit ent-
sprechenden Handlungsfeldern gutheissen.

Sozialpolitik
Der Bundesrat wird 2022 die Vernehmlassung zur Änderung des Erwerbsersatzgesetzes (EOG) er-
öffnen. Mit der Gesetzesänderung soll die Betriebszulage, die bei Militärdienst ausbezahlt wird, 
auch für selbständigerwerbende Frauen im Mutterschaftsurlaub eingeführt werden.

Covid Krisenmanagement
Der Bundesrat wird 2022 den Bericht zur Auswertung des Krisenmanagements in der zweiten  
Phase der Covid-19-Pandemie zur Kenntnis nehmen und allfällige Massnahmen zur Verbesserung 
des Krisenmanagements beschliessen.

Gesundheitspolitik
2022 trifft der Bundesrat einen Grundsatzentscheid hinsichtlich des Aufbaus der nationalen Kohorte 
(Schweizer Gesundheitsstudie), die Humanbiomonitoring, Gesundheitsuntersuchungen und die 
Erhebung von relevanten Expositions- und weiteren Begleitdaten umfasst. Weiter wird der Bundes
rat 2022 auf der Grundlage einer Auslegeordnung entscheiden, welche weiteren Massnahmen zur 
Erreichung des strategischen Ziels «Mehr Langzeitpflegepersonal» notwendig sind. Denn die vom 
Bundesrat verabschiedete Strategie Gesundheit2030 hat einen Mangel an qualifiziertem Gesund-
heitspersonal festgestellt.

Ziele des Bundesrates 2022
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Gesundheitsversorgung
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zur Änderung des KVG (Massnahmen zur Kostendämp-
fung − Paket 2) verabschieden. In Umsetzung des Kostendämpfungsprogrammes werden in einem 
eigenen Rechtssetzungspaket Massnahmen im Bereich der koordinierten Versorgung und der 
Arzneimittelpreise vorgeschlagen werden. Weiter wird der Bundesrat 2022 die Verordnung über 
die Krankenversicherung (KVV) anpassen. Mit dieser Revision sollen einerseits Massnahmen zur 
Kostendämpfung im Bereich der Obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) umgesetzt 
werden. Andererseits sind Anpassungen geplant, welche der Prozessoptimierung sowie der Er
höhung der Transparenz und der Schaffung von mehr Klarheit und Rechtssicherheit dienen sollen.

Aussenpolitik allgemein
Der Bundesrat wird 2022 eine Eurasien Strategie 2023−2026 verabschieden. Mit Russland und der 
Türkei wird sie zwei globale Schwerpunktländer der Schweiz abdecken, ebenso den Westbalkan, 
Osteuropa und Zentralasien. Ebenso wird der Bundesrat 2022 eine Südostasien Strategie 2023−2026 
verabschieden. Sie wird die 10 ASEAN-Staaten abdecken.

Gaststaat / internationales Genf / Genfer Zentren
Der Bundesrat wird 2022 die Strategie Multilateralismus und Gaststaat Schweiz 2024−2027 ver-
abschieden. Sie erläutert die Gründe und Prinzipien des schweizerischen Engagements für einen 
wirksamen Multilateralismus und definiert Ziele und Massnahmen zur Stärkung der Rolle der 
Schweiz als Gaststaat 2024−2027. Weiter wird der Bundesrat die Botschaft zu einem Rahmenkredit 
zur Weiterführung der Unterstützung der Genfer Zentren 2024−2027 verabschieden. Mit dem  
Rahmenkredit will der Bundesrat zu einer friedlichen und gerechten internationalen Ordnung bei-
tragen, wie es Artikel 2 der Bundesverfassung vorsieht.

Vereinte Nationen
Die Schweiz kandidiert für einen Sitz als nichtständiges Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen. Die Wahl für die Mitgliedschaft in den Jahren 2023 und 2024 findet im Juni 2022 statt. Im 
Falle einer Wahl wird der Bundesrat 2022 die Prioritäten der Schweiz im Sicherheitsrat beschliessen.

Menschenrechtspolitik
Die allgemeine regelmässige Überprüfung (UPR) ist ein Mechanismus der UNO zum Monitoring 
der Menschenrechtslage. 2022 wird der Bundesrat als Grundlage für den 4. UPR der Schweiz den 
entsprechenden Bericht genehmigen. Dieser zieht Bilanz über die Menschenrechtssituation in der 
Schweiz und die wichtigsten getroffenen Massnahmen.

IZA / Entwicklungspolitik
Im Rahmen der Umsetzung der IZA-Strategie 2021−2024 wird der Bundesrat 2022 einen Kernbeitrag 
an die Internationale Entwicklungsorganisation der Weltbank (International Development Associa-
tion, IDA) beschliessen. Weiter strebt der Bundesrat 2022 den Abschluss eines Rahmenabkommens 
der internationalen Zusammenarbeit mit Ghana an.

Ziele des Bundesrates 2022
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Europapolitik
Der Bundesrat wird 2022 einen Bericht zu den Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU 
(Europabericht) gutheissen. Unter dem Vorbehalt der Aufhebung der Nichtdiskriminierungsbedin-
gung durch das Parlament wird er 2022 bilaterale Verträge mit den Partnerstaaten zur Umsetzung 
des zweiten Schweizer Beitrags an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten abschliessen. Weiter wird der 
Bundesrat 2022 ein «Framework for Participation Agreement» mit der EU abschliessen, das den 
rechtlichen und administrativen Rahmen für die Entsendung von Schweizer Experten in zivile  
Krisenbewältigungsmissionen der EU definiert.

Leitlinie 3: Sicherheit

Migrationspolitik
Der Bundesrat wird 2022 die strategischen Leitlinien zu den Kantonalen Integrationsprogrammen 
der Programmperiode 2024−2027 gutheissen und den dazugehörigen Verpflichtungskredit «Inte
grationsmassnahmen Ausländer» 2024–2027 genehmigen. Im Wesentlichen geht es darum, die 
strategischen Programmziele festzulegen, nach welchen sich die KIP ab 2024 ausrichten.

Terrorismus
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zu einem Bundesgesetz über die polizeiliche Bearbeitung 
von Flugpassagierdaten verabschieden. Für den Aufbau eines nationalen Systems zur Nutzung von 
Passenger Name Records (PNR-Daten) in der Schweiz bedarf es der Erarbeitung einer formellen 
Rechtsgrundlage. Ebenso wird der Bundesrat 2022 die Inkraftsetzung des Bundesgesetzes über 
polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT) und dessen Verordnungen be-
schliessen. Das neue Bundesgesetz ermöglicht es den Behörden, gegen Personen vorzugehen, 
von denen eine terroristische Gefahr ausgeht.

Kriminalität
Der Bundesrat wird 2022 die Inkraftsetzung der Änderung des Bundesgesetzes über die Verwen-
dung von DNA-Profilen in Strafverfahren und zur Identifizierung von unbekannten oder vermissten 
Personen sowie des entsprechenden Verordnungsrechts festlegen.

Sicherheitspolitik
Der Bundesrat wird 2022 die Armeebotschaft 2022 verabschieden. Er beantragt dem Parlament, die 
Verpflichtungskredite zur Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge, der Boden-Luftverteidigung 
grosser Reichweite und von Armeematerial sowie zum Immobilienprogramm VBS zu genehmigen. 
Weiter wird die Ausserdienststellung der F5-Tiger beantragt. Damit sollen die Mittel zum Schutz 
des Luftraums bis 2030 erneuert werden können. Schliesslich wird der Bundesrat 2022 die Bot-
schaft über einen Verpflichtungskredit zur Räumung des ehemaligen Munitionslagers Mitholz 
verabschieden. Das ehemalige Munitionslager Mitholz soll geräumt und damit die aktuelle Gefahr 
beseitigt werden.

Ziele des Bundesrates 2022
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Energiepolitik
Der Bundesrat wird 2022 die Botschaft zum Gasversorgungsgesetz verabschieden. Ziel der Vor
lage ist es, erstmals gesetzliche Rahmenbedingungen für die Gasversorgung und den Gasmarkt in 
der Schweiz zu setzen und damit Rechtssicherheit wiederherzustellen. Sodann wird der Bundesrat 
2022 die Botschaft zur Revision des Wasserrechtsgesetzes verabschieden. Mit der Revision soll das 
Wasserzinsmaximum für die Zeit ab 2025 neu geregelt werden. Schliesslich wird der Bundesrat 
2022 die Botschaft zur Revision des Wasserbaugesetzes verabschieden. Die Anpassungen sollen 
den Herausforderungen durch die erheblich steigenden Risikofaktoren im Bereich Naturgefah-
ren entgegenwirken und das Sicherheitsniveau mit den bestehenden Bundesmitteln mittelfristig 
erhalten.

Landwirtschaftspolitik
Mit der parlamentarischen Initiative 19.475 sollen das Trinkwasser und die Oberflächengewässer 
besser vor negativen Auswirkungen von Pestiziden und Dünger geschützt werden. Der Bundesrat 
wird 2022 die entsprechenden Verordnungen im Landwirtschafts-, Gewässerschutz- und Chemika-
lienrecht anpassen und auf den 1. Januar 2023 in Kraft setzen.

Umweltpolitik
Der Bundesrat wird 2022 den Bericht Umwelt Schweiz 2022 verabschieden. Gestützt auf das Um-
weltschutzgesetz erstattet der Bundesrat mindestens alle vier Jahre der Bundesversammlung Be-
richt über den Zustand der Umwelt in der Schweiz. Weiter wird der Bundesrat 2022 ein Massnah-
menpaket zur Ressourcenschonung und Kreislaufwirtschaft verabschieden. Der Bundesrat sieht 
nach wie vor Handlungsbedarf im Hinblick auf eine nachhaltige Ressourcennutzung, insbesondere 
in den umweltrelevantesten Bereichen Ernährung, Wohnen und Mobilität. Ferner wird der Bundes-
rat 2022 die Botschaft über den Rahmenkredit für die globale Umwelt 2023 bis 2026 verabschieden.

Nachhaltigkeitspolitik
Der Bundesrat wird 2022 seinen zweiten freiwilligen Länderbericht über die Umsetzung der  
Agenda 2030 gutheissen und den Bericht der UNO vorlegen. Der Bericht wird auf der Basis einer 
Bestandsaufnahme der Umsetzung der Agenda 2030 in der Schweiz und in ihren Aussenbeziehun-
gen erstellt werden.

Cyberrisiken
Der Bundesrat wird 2022 auf Basis der Vernehmlassungsergebnisse das weitere Vorgehen betref-
fend eine Meldepflicht für kritische Infrastrukturen bei Cyberangriffen festlegen. Weiter wird der 
Bundesrat 2022 die neue Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken (NCS) für 
die Jahre ab 2023 verabschieden. Die Strategie hat zum Ziel, Massnahmen zu definieren, um die 
Schweiz vor Ausfällen, Störungen und Missbräuchen von IKT zu schützen. Schliesslich wird der 
Bundesrat 2022 von den Evaluationsergebnissen Kenntnis nehmen und das weitere Vorgehen fest-
legen hinsichtlich Optimierungsanpassungen an den Cyberstrukturen.
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LEITLINIE 1

Die Schweiz sichert ihren Wohlstand und 
nutzt die Chancen der Digitalisierung sowie 
der nachhaltigen Entwicklung

Ziel 1 Die Schweiz sorgt für einen ausgeglichenen Bundeshaushalt und 
eine stabile Finanzordnung

1.1 Änderung des Finanzhaushaltgesetzes (Umgang mit den Corona-Schulden)

 Verabschiedung der Botschaft

 Die hohen ausserordentlichen Ausgaben zur Bewältigung der Corona-Pandemie in den Jahren 
2020 und 2021 führen auf dem Amortisationskonto der Schuldenbremse zu einem grossen 
Fehlbetrag. Dieser Fehlbetrag muss gemäss dem geltenden Finanzhaushaltgesetz (FHG) wieder 
abgebaut werden, damit sich der Bund nicht auf Dauer neu verschuldet. Angesichts des sehr hohen 
Fehlbetrags von 20-30 Milliarden genügt jedoch weder das im Gesetz für den Schuldenabbau 
vorgesehene Instrument (Handlungsspielraum im Budget) noch die vorgesehene Frist (6 Jahre 
mit Erstreckungsmöglichkeit), weshalb eine Gesetzesänderung nötig ist. Der Bundesrat wird im 
ersten Halbjahr 2022 eine entsprechende Botschaft verabschieden.

1.2 Änderung des Bundesgesetzes über die Tabakbesteuerung

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 das Vernehmlassungsergebnis zur Änderung 
des Bundesgesetzes über die Tabakbesteuerung zur Kenntnis nehmen und die Botschaft 
dazu verabschieden. Mit der Vorlage soll eine gesetzliche Grundlage für die Besteuerung von 
E-Zigaretten geschaffen werden.

1.3 Einführung der Tonnagesteuer (Bundesgesetz über die Tonnagesteuer auf 
Seeschiffen)

 Ergebnis der Vernehmlassung und weiteres Vorgehen

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 das Vernehmlassungsergebnis zur Kenntnis nehmen 
und über das weitere Vorgehen entscheiden. Die Tonnagesteuer ist ein weit verbreitetes 
Förderinstrument der internationalen Seeschifffahrt. Eine Einführung schafft gleich lange 
Spiesse im Wettbewerb um hoch mobile Schifffahrtsunternehmen im Bereich des Güter- und 
Personentransports.
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1.4 Erhöhung der Pauschalabzüge für Krankenkassenprämien (Bundesgesetz über die 
Erhöhung der steuerlichen Abzüge von Prämien der obligatorischen Krankenpflege-
versicherung und der Unfallversicherung)

 Ergebnis der Vernehmlassung und weiteres Vorgehen

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 das  Vernehmlassungsergebnis zur Kenntnis nehmen 
und über das weitere Vorgehen entscheiden. Die Revision sieht eine Erhöhung der Pauschalabzüge 
für Versicherungsprämien und Zinsen von Sparkapitalien vor, um den Kostenanstieg bei den 
Krankenkassenprämien abzufedern.

Ziel 2 Der Bund erbringt seine staatlichen Leistungen effizient und mög-
lichst digital

2.1 Strategie «Digitale Schweiz»

 Beschluss weiterer Umsetzungsmassnahmen

 Der Bundesrat entscheidet alle zwei Jahre über die Weiterentwicklung seiner Strategie «Digitale 
Schweiz». Während der Legislaturperiode 2019–2023 wird er 2020 und 2022 die aktualisierte 
Strategie «Digitale Schweiz» verabschieden. In diesem Rahmen wird er auch prioritäre 
Umsetzungsvorhaben beschliessen sowie unter anderem die internationalen Prioritäten der 
Schweiz aktualisieren, insbesondere in den Bereichen der digitalen Gouvernanz und der 
künstlichen Intelligenz. Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 weitere Massnahmen zur 
Umsetzung der Strategie «Digitale Schweiz» beschliessen.

2.2 Bundesgesetz über das nationale System zur Abfrage von Adressen natürlicher Per
sonen (Adressdienstgesetz, ADG)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Bundesgesetz über das nationale 
System zur Abfrage von Adressen natürlicher Personen (Adressdienstgesetz, ADG) verabschieden. 
Der Aufbau eines nationalen Adressdienstes für Verwaltungsaufgaben entspricht einem Bedürfnis 
und fand in der Vernehmlassung weitgehende Zustimmung.

2.3 Revision des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG, Beseiti-
gung der Hindernisse für eine Digitalisierung)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zu einer Teilrevision des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) verabschieden. Das SchKG soll 
im Hinblick auf die Digitalisierung (Digitale Verlustscheine, online-Verwertungen, elektronische 
Wohnsitzüberprüfung) modernisiert werden.

2.4 Teilrevision des Bundesgesetzes über Geoinformation

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 eine Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes 
über Geoinformation (GeoIG) sowie der Verordnung über die Landesgeologie (LGeolV) 
verabschieden. Das Geoinformationsgesetz regelt neu die Erhebung und Zusammenführung 
geologischer Daten auf Stufe Bund. In der Landesgeologieverordnung wird der Austausch 
geologischer Daten zwischen Privaten einerseits und dem Kanton bzw. der Fachstelle des Bundes 
andererseits detailliert geregelt.
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2.5 Totalrevision des Zollgesetzes

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 das Vernehmlassungsergebnis zur Kenntnis nehmen 
und die Botschaft zur Totalrevision des Zollgesetzes verabschieden. Er legt damit den rechtlichen 
Rahmen für die laufende digitale Transformation der Eidgenössischen Zollverwaltung (Programm 
DaziT) und schafft gleichzeitig die notwendige organisatorische Flexibilität, damit das künftige 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit noch rascher und wirksamer auf veränderte Lagen 
reagieren kann.

2.6 Änderung des Bundesgesetzes über eine leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 das Vernehmlassungsergebnis zur Änderung des 
Bundesgesetzes über eine leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA III) zur Kenntnis 
nehmen und die Botschaft dazu verabschieden. Die bestehende LSVA-Infrastruktur zur 
Erhebung der Schwerverkehrsabgabe in der Schweiz muss altersbedingt per Ende 2024 ersetzt 
werden. Mit LSVA III wird gleichzeitig eine technische Weiterentwicklung auf ein interoperables 
Erhebungssystem erfolgen. Dafür wird ein Verpflichtungskredit beantragt.

2.7 Bundesgesetz über elektronische Identifizierungsdienste

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zu einem neuen Bundesgesetz 
über elektronische Identifizierungsdienste eröffnen.  Nach der Ablehnung des E-ID-Gesetzes 
wurden verschiedene Motionen für eine vertrauenswürdige, staatliche E-ID eingereicht. Zur 
Erfüllung dieser Vorstösse soll ein neuer Gesetzesentwurf ausgearbeitet werden.

2.8 Digitale Verwaltung Schweiz

 Eröffnung der Vernehmlassung zu den Rechtsgrundlagen

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zu Rechtsgrundlagen 
im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der «Digitalen Verwaltung Schweiz» (DVS) 
eröffnen. Mit dem Projekt «Digitale Verwaltung Schweiz» soll die bundesstaatliche Steuerung 
und Koordination im Bereich E-Government optimiert werden. Dazu sind die entsprechenden 
Rechtsgrundlagen zu schaffen.

2.9 Lenkungsmodell für die digitale Transformation der Bundesverwaltung und für die 
Bundesinformatik

 Kenntnisnahme

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Bericht zum Stand der digitalen Transformation 
der Bundesverwaltung zur Kenntnis nehmen und weitere Massnahmen zur digitalen Transformation 
und zur Umsetzung der Strategie Digitale Schweiz beschliessen.

2.10 Bericht zum Aufbau eines Leitungskatasters für die Schweiz

 Genehmigung / Gutheissung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Bericht zum Aufbau eines Leitungskatasters 
Schweiz (LKCH) beraten und einen Grundsatzentscheid fällen. Der Bericht zeigt den breit 
abgestützten Bedarf für einen Leitungskataster Schweiz als Verbundaufgabe auf.
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2.11 Bericht zu einem nationalen Register raumbezogener Daten (Georegister)

 Kenntnisnahme

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 einen Bericht zur Schaffung nationaler Register 
raumbezogener Daten zur Kenntnis nehmen. Mit der Schaffung und Bereitstellung von 
nationalen Georegistern soll die amtliche Geoinformation aller föderalen Ebenen organisatorisch 
befähigt werden, den Anforderungen einer digitalen Gesellschaft gerecht zur werden. Die 
Produktions- und Aktualisierungsprozesse im Bereich der Geoinformation sind heute digital; 
von der Datenerfassung bis zur Datenabgabe sind keine Medienbrüche mehr vorhanden. Die 
Digitalisierung der Zusammenarbeit und der Prozesse zwischen Bund und Kantonen sowie die 
Neugestaltung der Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten soll mit dem Projekt «Georegister» 
umgesetzt werden.

2.12 Revision von zwei Verordnungen zur Bundesstatistik

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Totalrevision der Statistikerhebungsverordnung 
und die Teilrevision der Verordnung über die Organisation der Bundesstatistik verabschieden. 
Mit der Totalrevision der Statistikerhebungsverordnung wird die konkrete Ausrichtung der 
Bundesstatistik auf die Mehrfachnutzung von Daten rechtlich verankert. Mit der Teilrevision der 
Verordnung über die Organisation der Bundesstatistik erfolgt die Umsetzung der Rollen und 
Aufgaben im Statistikbereich für die Mehrfachnutzung von Daten.

2.13 Revision der Verordnungen der amtlichen Vermessung (VAV)

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 mit der Teilrevision der VAV die Finanzierung der 
amtlichen Vermessung neu auf Gesetzesstufe regeln. Die bisherige parlamentarische Verordnung 
wird aufgehoben; zudem werden einige weitere fachliche Änderungen vollzogen.

2.14 Änderung des Bundesgesetzes über die Nationalstrassenabgabe (E-Vignette)

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 das Inkrafttreten des geänderten National
strassenabgabegesetzes und der dazugehörigen Verordnung beschliessen. Damit kann der 
Verkauf der E-Vignette im Laufe des Jahres 2023 starten.

2.15 Bericht über die Vollzugs- und Wirkungskontrolle des Neuen Führungsmodells für die 
Bundesverwaltung (Evaluationsbericht NFB 2021)

 Umsetzung der Ergebnisse

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Ergebnisse der parlamentarischen Beratung 
des Berichts über die Vollzugs- und Wirkungskontrolle des Neuen Führungsmodells für die 
Bundesverwaltung (Evaluationsbericht NFB 2021) umsetzen. Es ist noch unklar, ob dafür eine 
Botschaft an das Parlament, eine Verordnungsänderung oder lediglich Umstrukturierungen in der 
Finanzberichterstattung nötig sind.

2.16 Unterbringungskonzept «Neue Arbeitswelten»

 Genehmigung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 das Unterbringungskonzept «Neue Arbeitswelten» 
genehmigen. Mit dem Strategiepapier werden für die Bundesverwaltung Grundsätze für 
nachhaltige Büroarbeitsplätze in der Schweiz festgelegt. Die Weiterentwicklung erfolgt im 
Hinblick auf die digitale Transformation und die Förderung flexibler Arbeitsformen. Damit wird 
das Unterbringungskonzept 2024 abgelöst.
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Ziel 3 Die Schweiz sorgt für bestmögliche stabile sowie innovationsför-
dernde wirtschaftliche Rahmenbedingungen im digitalen Zeitalter 
und fördert das inländische Arbeitskräftepotential

3.1 Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft

 Grundsatzentscheid

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 festlegen, ob und wie die Schweiz die neuen Regeln 
zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft umsetzen soll, die aus dem entsprechenden Projekt 
von OECD und G20 hervorgegangen sind. Ziel ist dabei einerseits die Einhaltung internationaler 
Standards, andererseits die nachhaltige Sicherung von Steuersubstrat und Wertschöpfung in der 
Schweiz.

3.2 Bundesgesetz über die Entlastung der Unternehmen von Regulierungskosten und die 
Verfassungsbestimmung zur Einführung einer Regulierungsbremse (in Erfüllung der 
Mo. Sollberger 16.3388 und der Mo. FDP-Liberale Fraktion 16.3360)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaften zu einem Bundesgesetz 
über die Entlastung der Unternehmen von Regulierungskosten und der Einführung einer 
Regulierungsbremse verabschieden. Im Gesetz werden Prinzipien und Instrumente verankert, 
um die Belastung der Unternehmen durch bestehende und neue Regulierungen zu senken. Die 
Regulierungsbremse verlangt ein qualifiziertes Mehr bei Abstimmungen im Parlament, wenn die 
Regulierung die Unternehmen stark belastet.

3.3 Teilrevision des Kartellgesetzes (Modernisierung der Fusionskontrolle und Umset-
zung der Mo. 16.4094 Fournier)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zur Teilrevision des Kartellgesetzes 
verabschieden. Damit beabsichtigt er die Fusionskontrolle zu modernisieren und technische 
Aspekte im Schweizer Kartellrecht (insbesondere im Bereich des Kartellzivilrechts sowie des 
Widerspruchverfahrens) zu verbessern. Zudem werden in diese Vorlage die beiden Anliegen 
der Motion 16.4094 Fournier aufgenommen, wonach für kartellrechtliche Verwaltungsverfahren 
Regelungen zu Ordnungsfristen für die Wettbewerbsbehörden und Gerichte sowie betreffend 
Parteienentschädigung für die erste Instanz eingeführt werden sollen. Schliesslich wird die 
Vorlage auch einen Vorschlag zur Umsetzung der Motion 18.4282 Français enthalten, die eine 
Lockerung der Regeln hinsichtlich harter Wettbewerbsabreden fordert.

3.4 Einführung der Individualbesteuerung

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zur Individualbesteuerung 
eröffnen. Damit soll die gemeinsame Besteuerung von Ehepaaren entfallen und eine zivil
standsneutrale Besteuerung eingeführt werden.
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3.5 Bericht «Covid-19 Härtefallverordnung»

 Gutheissung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Bericht über die Zusicherungen von 
Unterstützungen an Unternehmen im Rahmen der Covid-19-Härtefallverordnung gutheissen. 
Die Zusicherungen haben gemäss Verordnung 2020 und 2021 zu erfolgen und können in Form 
von à-fonds-perdu-Beiträgen, Darlehen, Garantien oder Bürgschaften gewährt werden. Die 
Umsetzung umfasst 2022 die letzten Abrechnungen Bund-Kanton für à-fonds-perdu-Leistungen 
sowie das Bewirtschaften von zugesicherten Darlehen, Garantien und Bürgschaften.

3.6 Bericht «Covid-19 Solidarbürgschaften»

 Gutheissung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Bericht über die Umsetzung des Covid-19-
Solidarbürgschaftsgesetzes gutheissen. Mit Hilfe von verbürgten Überbrückungskrediten soll 
Einzelunternehmen, Personengesellschaften oder juristische Personen mit Sitz in der Schweiz 
ausreichend Liquidität zur Verfügung gestellt werden, damit sie trotz Coronabedingten 
Umsatzeinbussen ihre laufenden Fixkosten decken können. Grundlage für die Prüfaktivitäten 
bilden der in der Verordnung vorgesehene Daten und Informationsaustausch sowie die 
Entbindung der involvierten Akteure vom Bankkunden-, Steuer- und Amtsgeheimnis.

3.7 Berichterstattung über die Strategie «Digitale Schweiz»

 Gutheissung des Berichts «Rahmenbedingungen der digitalen Wirtschaft»

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den aktualisierten Bericht «Rahmenbedingungen 
der digitalen Wirtschaft» gutheissen. Der Bericht soll klären, ob es aufgrund von aktuellen 
Entwicklungen, insbesondere in den Bereichen Sharing Economy, Digital Finance, F&E, 
Handelsbeziehungen und Wettbewerbspolitik, Handlungsbedarf für eine Anpassung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gibt.

 Gutheissung des Monitoringberichts zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Monitoringbericht zu den Auswirkungen der 
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt gutheissen. Der Monitoringbericht wird die Entwicklungen in 
den Bereichen Beschäftigung und Arbeitsbedingungen, Arbeitsrecht, Sozialpartnerschaft sowie 
finanzielle Lage der Sozialversicherung in den Kontext der (voranschreitenden) Digitalisierung 
stellen.

3.8 Verordnungen zum Datenschutzgesetz (DSG)

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 das revidierte Datenschutzgesetz (DSG) in Kraft 
setzen und die entsprechenden Verordnungen zum DSG verabschieden.

3.9 Review des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes

 Kenntnisnahme Review-Ergebnisse und Festlegen des weiteren Vorgehens

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Ergebnisse der Überprüfung des 
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (FinfraG-Review) zur Kenntnis nehmen. Sofern aufgrund der 
gemachten Erfahrungen, des technologischen Wandels oder der internationalen Entwicklungen 
seit dem Inkrafttreten des FinfraG ein Bedarf identifiziert wird, den Regulierungsrahmen 
anzupassen, wird der Bundesrat das EFD beauftragen, eine Vernehmlassungsvorlage zu erarbeiten.
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3.10 Verbesserung der Rahmenbedingungen für Digital Finance

 Genehmigung erster Massnahmen und Festlegung des weiteren Vorgehens

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 erste Massnahmen zur Verbesserung der 
Standortqualität für Digital Finance auf Grundlage der Auslegeordnung von 2021 genehmigen 
und das weitere Vorgehen festlegen. Durch eine einfache und rechtssichere Nutzung digitaler 
Technologien sowie eine reibungslose Zusammenarbeit zwischen Finanzdienstleistern, 
Technologieanbietern und weiteren Akteuren soll die Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft 
des Finanzplatzes gestärkt werden.

3.11 Globale Spitzenposition für Sustainable Finance

 Festlegung des weiteren Vorgehens

 Die Position der Schweiz als führender nachhaltiger Finanzstandort soll gefestigt werden. Zu 
diesem Zweck nimmt die Schweiz Einfluss auf die relevanten internationalen Arbeiten. Auf der 
Grundlage einer Information zum Stand der Entwicklungen wird der Bundesrat im zweiten 
Halbjahr 2022 das weitere Vorgehen, einschliesslich zu Massnahmen zur Stärkung der Schweizer 
Position als nachhaltiger Finanzstandort, festlegen.

3.12 Förderung des Datenaustauschs im Finanzmarkt (Open Finance)

 Kenntnisnahme der Entwicklungen und Beschluss über das weitere Vorgehen

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 vom Stand des Fortschritts bei Open Finance  
Kenntnis nehmen und bei Bedarf Massnahmen zur Förderung von Open Finance festlegen. 
Mit Open Finance – d.h. der Austausch von Finanzdaten über standardisierte und gesicherte 
Schnittstellen – werden neue und einfachere Dienstleistungen möglich und die Konsumenten 
erhalten mehr Kontrolle über ihre Daten. Dies trägt zu einer höheren Innovationskraft und 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem Finanzplatz bei.

Ziel 4 Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Weltwirt-
schaftsordnung und sichert der Schweizer Wirtschaft den Zugang 
zu internationalen Märkten und zum EU-Binnenmarkt

4.1 Finanzierung der Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung 2025 in Osaka

 Verabschiedung der Botschaft

 Vom 13. April – 13. Oktober 2025 findet in Osaka (Japan) die nächste Weltausstellung der Kategorie 
A statt. Das Oberthema lautet «Designing future Society for our Lives». Die Schweiz soll in der 
Region als innovatives Land positioniert werden. Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die 
entsprechende Botschaft verabschieden und die für die Teilnahme nötigen finanziellen Mittel 
beantragen.

4.2 Genehmigung des Freihandelsabkommens zwischen den EFTA-Staaten und den 
MERCOSUR-Staaten

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat beabsichtigt, die noch offenen Punkte der in der Substanz abgeschlossenen 
Verhandlungen zwischen den EFTA-Staaten und den MERCOSUR-Staaten zu bereinigen, damit das 
Abkommen im Anschluss unterzeichnet und im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft verabschiedet 
werden kann.
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4.3 Genehmigung des Freihandelsabkommens zwischen den EFTA-Staaten und Moldova

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Freihandelsabkommen (FHA) 
zwischen den EFTA Staaten und Moldova verabschieden. Der Abschluss eines FHA mit den 
EFTA-Staaten würde es Moldawien ermöglichen, ihren wirtschaftlichen Integrationsprozess 
weiterzuentwickeln und Schweizer Unternehmen die Möglichkeit bieten, ihre Produktionsketten 
in Moldawien zu erweitern.

4.4 Zukunft der Schweizer Hochseeflotte

 Ergebnis der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird über seinen Entscheid betreffend die Zukunft der Schweizer Hochseeflotte und 
damit verbundene rechtliche Anpassungen eine Vernehmlassung eröffnen. Unter Kenntnisnahme 
der Vernehmlassungsergebnisse wird er sodann das weitere Vorgehen festlegen.

4.5 Anpassung des Bundesgesetzes über den internationalen automatischen Informa
tionsaustausch in Steuersachen (AIA)

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung über eine Anpassung des 
Bundesgesetzes über den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen 
eröffnen. Damit werden Änderungen an internationalen Standards wie die Ausdehnung des 
AIA-Standards auf virtuelle Vermögenswerte und weitere Anpassungen im Schweizer Recht 
nachvollzogen.

4.6 Revision der Eigenmittelverordnung (ERV), der Liquiditätsverordnung (LiqV) und der 
Bankenverordnung (BankV)

 Gutheissung (ERV; BankV) und Inkraftsetzung (LiqV)

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Revision der LiqV in Kraft setzen zwecks Stärkung 
der Widerstandsfähigkeit systemrelevanter Banken. Zudem wird der Bundesrat  im zweiten Halbjahr 
2022 die revidierte ERV gutheissen. Damit werden Anpassungen entsprechend den Standards des 
Basler Ausschusses umgesetzt. Ebenfalls im zweiten Halbjahr 2022 wird er die revidierte BankV 
gutheissen zwecks Verbesserung der Insolvenzbestimmungen und der Einlagensicherung infolge 
der Revision des Bankengesetzes (BankG).

4.7 Finanzdienstleistungsabkommen mit dem Vereinigten Königreich

 Genehmigung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 ein Abkommen mit dem Vereinigten Königreich 
im Bereich Finanzdienstleistungen genehmigen. Dieses soll den grenzüberschreitenden Markt
zugang für eine breite Palette an Finanzdienstleistungen ermöglichen.

4.8 Revision des Steueramtshilfegesetzes

 Genehmigung der Eckwerte einer Vernehmlassungsvorlage

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Eckwerte einer Vernehmlassungsvorlage zur 
Revision des Steueramtshilfegesetzes gutheissen. Mit der Vorlage werden Optimierungen in 
den Bereichen Transparenz und Steueramtshilfe angestrebt sowie die Integrität des Finanz- und 
Steuerstandorts Schweiz und die Einhaltung internationaler Standards gewährleistet. Die Revision 
wird die im April 2020 publizierten Empfehlungen des Global Forum berücksichtigen.
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Ziel 5 Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation 
und nutzt die Chancen der Digitalisierung

5.1 Teilrevision des Patentgesetzes

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zu einer Änderung des Bundesgesetzes 
über die Erfindungspatente (Patentgesetz) verabschieden. Mit dieser Teilrevision erfüllt der 
Bundesrat die Motion Hefti 19.3228 «Für ein zeitgemässes Schweizer Patent».

5.2 Bundesgesetz über Aufgaben, Organisation und Finanzierung der öffentlich-rechtli-
chen Anstalt Movetia

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Bundesgesetz über Aufgaben, 
Organisation und Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Anstalt Movetia verabschieden. 
Movetia ist für die Mobilitäts- und Zusammenarbeitsprogramme in der Bildung zuständig. Die 
Änderung der rechtlichen Struktur von Movetia (derzeit eine privatrechtliche Stiftung) soll die  
Governance verbessern. Das Projekt wird in Zusammenarbeit mit der Schweizerischen Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) durchgeführt, da die neue Struktur eine Institution 
des Bundes und der Kantone bleiben muss.

5.3 Anpassung von Anhang III des Personenfreizügigkeitsabkommens

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Bundesbeschluss betreffend 
Anpassung von Anhang III des Personenfreizügigkeitsabkommens verabschieden. Die Anpassung 
soll das Freizügigkeitsabkommen mit der Situation in der EU in Einklang bringen. Dabei sollen 
einige wichtige Neuerungen integriert werden, wie der «Europäische Berufsausweis» (digitales 
Anerkennungsverfahren) oder der Warnmechanismus für die Gesundheits- und Bildungsberufe.

5.4 Revision der Maturitäts-Anerkennungsverordnung (MAV)

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zur Revision der Verordnung 
über die Anerkennung von gymnasialen Maturitätsausweisen (MAV) im Rahmen des Projekts 
«Weiterentwicklung der gymnasialen Maturität» eröffnen.

5.5 Bericht zur Förderung der digitalen Selbstbestimmung und vertrauenswürdiger 
Datenräume

 Kenntnisnahme

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 einen Bericht zur digitalen Selbstbestimmung und 
zu vertrauenswürdigen Datenräumen zur Kenntnis nehmen. Es handelt sich um eine Massnahme 
gemäss der Strategie Digitalaussenpolitik 2021−2024 und des Aktionsplans der Strategie Digitale 
Schweiz.
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5.6 Revision des Forschungs- und Innovationsförderungsgesetzes (FIFG)

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Revision des Forschungs- und Innovations
förderungsgesetzes (FIFG) in Kraft setzen. Hauptziel der Gesetzesänderung ist eine Flexibilisierung 
der Innovationsförderung von Innosuisse.

5.7 Erlass der angepassten Vollzugsregelung zum revidierten FIFG (zeitlich mit Revision 
FIFG)

 Beschluss

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vollzugsregelung zum revidierten FIFG 
beschliessen. Die Vollzugsregelung umfasst die Totalrevision der Beitragsverordnung Innosuisse 
und der V-FIFG. Die Totalrevision der Beitragsverordnung Innosuisse setzt die Flexibilisierung der 
Innovationsförderung von Innosuisse um.

5.8 Verordnung über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Verordnung über die internationale Zusammen
arbeit und Mobilität in der Bildung verabschieden und das Inkrafttreten des Gesetzes über die  
internationale Zusammenarbeit in der Mobilität in der Bildung festlegen. Die Verordnung regelt  
die Einzelheiten der zukünftigen Umsetzung des neuen Gesetzes über die internationale Zusam
menarbeit in der Mobilität in der Bildung.

5.9 Abkommen zur Assoziierung der Schweiz am EU-Programm für Bildung Erasmus 
2021−2027

 Abschluss

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 das Abkommen zur Assoziierung der Schweiz am 
Programm Erasmus, dem EU-Programm zur Förderung von allgemeiner und beruflicher Bildung, 
Jugend und Sport in Europa für die Jahre 2021−2027 genehmigen.

5.10 Abkommen zur Assoziierung der Schweiz am Rahmenprogramm der EU für Forschung 
und Innovation und weiteren Elementen des Horizon-Pakets 2021−2027

 Abschluss

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 bei einer noch nicht erfolgten Assoziierung an das 
Rahmenprogramm der EU für Forschung und Innovation «Horizon Europe» und an die damit 
verbundenen, weiteren Elemente des Horizon-Pakets ein entsprechendes Assoziierungsabkommen 
abschliessen. Zudem wird der Bundesrat gestützt auf den Bundesbeschluss zum Horizon-Paket 
2021−2027 Forschende in der Schweiz direkt finanzieren, wenn diese keine Mittel mehr aus Brüssel 
erhalten.
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Ziel 6 Die Schweiz sorgt für zuverlässige und solid finanzierte Verkehrs- 
und IKT-Infrastrukturen

6.1 Bundesgesetz über die Dateninfrastruktur Mobilität

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zu einem Gesetz über die Daten
infrastruktur Mobilität verabschieden. Zugunsten eines effizienten und vernetzten Verkehrssystems 
sollen damit Bereitstellung, Austausch, Verknüpfung und Nutzung von Mobilitätsdaten vereinfacht 
werden.

6.2 Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2024–2027, Ausbauschritt 2023 für die National-
strassen und Verpflichtungskredit

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Zahlungsrahmen Nationalstrassen 
2024–2027, zum Ausbauschritt 2023 für die Nationalstrassen und zum Verpflichtungskredit 
verabschieden. Gleichzeitig wird er über den Zustand und die Auslastung der Nationalstrassen 
berichten sowie über den Stand der Umsetzung der Ausbauschritte und über die geplanten 
nächsten Ausbauschritte.

6.3 Teilnahme der Schweiz an der «Agentur der Europäischen Union für das Weltraum- 
Programm (EUSPA)»

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zur Teilnahme der Schweiz an der 
«Agentur der Europäischen Union für das Weltraum-Programm (EUSPA)» verabschieden. Die EUSPA 
ist die Nachfolge-Agentur der «Agentur für das europäische globale Satellitennavigationssystem 
(GSA)» und somit zuständig für die Satellitennavigations-Programme Galileo und EGNOS.

6.4 Bundesgesetz über Pilotprojekte zu Mobility Pricing

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Bundesgesetz über Pilotprojekte 
zu Mobility Pricing verabschieden. Mit dem Gesetz sollen die Kantone und Gemeinden die 
Möglichkeit erhalten, solche Pilotprojekte durchzuführen. Das Gesetz soll zudem die Grundlage 
schaffen, damit der Bund Pilotprojekte finanziell unterstützen kann.

6.5 Stand der Ausbauprogramme der Bahninfrastruktur und der Perspektive BAHN 2050

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zum Stand der Ausbauprogramme 
der Bahninfrastruktur und zur Perspektive BAHN 2050 eröffnen. Diese Vorlage wird den Stand 
der Ausbauprogramme Bahninfrastruktur sowie die überarbeitete Langfristperspektive 
«Perspektiven Bahn 2050» umfassen. Darin enthalten sind zudem allfällige Anpassungen an den 
Bundesbeschlüssen zu den Ausbauschritten AS 2025 und AS 2035, die sich aus den  Planungs- und 
Umsetzungsfortschritten ergeben.
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6.6 4. Generation Agglomerationsprogramme

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zur 4. Generation der 
Agglomerationsprogramme eröffnen. Der Bund unterstützt im Rahmen des Programms 
Agglomerationsverkehr Massnahmen zur Verbesserung des Agglomerationsverkehrs mit Mitteln 
aus dem Fonds für die Nationalstrassen und den Agglomerationsverkehr (NAF).

6.7 Sachplan Infrastruktur Luftfahrt (SIL) Serien 17 und 18: Schindellegi, Saanen, Zwei-
simmen, St. Stephan, Schaffhausen, Sion

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Serien 17 und 18 des Sachplans Infrastruktur 
Luftfahrt (SIL) verabschieden. Diese betreffen die Flugplätze Schindellegi, Saanen, Zweisimmen, 
St. Stephan, Schaffhausen und Sion.

6.8 Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse, 2. Auflage

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die 2. Auflage des Sachplans Verkehr, Teil Infrastruktur 
Strasse, verabschieden. Damit gewährleistet der Bundesrat die räumliche Abstimmung der 
Infrastrukturen der Nationalstrassen mit anderen raumwirksamen Planungen des Bundes, der 
Kantone und des benachbarten Auslands.
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LEITLINIE 2

Die Schweiz fördert den nationalen Zusam-
menhalt und leistet einen Beitrag zur Stär-
kung der internationalen Zusammenarbeit

Ziel 7 Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und fördert die 
Verständigung der unterschiedlichen Kulturen und Sprachgruppen

7.1 Anpassung der Filmverordnung

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im Rahmen der Umsetzung der Kulturbotschaft 2021−2024 die Ausführungs
bestimmungen zum Filmgesetz erlassen und die angepasste Filmverordnung im zweiten Halbjahr 
2022 in Kraft setzen.

7.2 Verordnungen zum Massnahmenpaket zugunsten der Medien (2. Teil)

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den zweiten Teil der Ausführungsbestimmungen 
zum Massnahmenpaket zugunsten der Medien verabschieden. Neben dem befristeten Ausbau 
der indirekten Presseförderung sieht die Vorlage eine befristete Unterstützung von einheimischen 
Online-Medien vor.

7.3 Konzept Transitplätze als Grundlage für die Planung von Halteplätzen für fahrende 
Minderheiten aus dem Ausland

 Verabschiedung

 Zusammen mit den Kantonen wird ein Raumplanungskonzept gemäss Artikel 13 Raumplanungs
gesetz (RPG) als Grundlage für die Planung von Halteplätzen für fahrende Minderheiten aus dem 
Ausland erarbeitet. Im Anschluss an die öffentliche Vernehmlassung kann das Konzept finalisiert 
und vom Bundesrat im zweiten Halbjahr 2022 verabschiedet werden.
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Ziel 8 Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 
Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern

8.1 Nationale Strategie zur Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Im Auftrag des Parlaments wird der Bundesrat 2022 einen Vorentwurf der Botschaft in die Ver
nehmlassung schicken.

8.2 Verordnung über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele (JSFVV)

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Mit dem neuen Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele 
(JSFVG) sollen Minderjährige vor Medieninhalten in Filmen und Videospielen geschützt 
werden, die ihre körperliche, geistige, psychische, sittliche oder soziale Entwicklung gefährden 
könnten. Es geht namentlich um Darstellungen von Gewalt, Sexualität und bedrohlichen 
Szenen. Schweizweit werden alle Kinos, Detailhändler, Online-Versandhändler und Abrufdienste 
zu Alterskennzeichnungen und -kontrollen verpflichtet. Zudem werden auch Anbieterinnen 
und Anbieter von Plattformdiensten für Videos oder Videospiele (z. B. YouTube, Twitch) in die 
Pflicht genommen. Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung über die 
Ausführungsbestimmungen in der neuen Verordnung über den Jugendschutz in den Bereichen 
Film und Videospiele (JSFVV) eröffnen.

Ziel 9 Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie 
nachhaltig

9.1 Änderung des Erwerbsersatzgesetzes (EOG): Einführung der Betriebszulage bei 
Mutterschaftsentschädigung von Selbständigewerbenden

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zur Änderung des Erwerbs
ersatzgesetzes (EOG) eröffnen. Mit der Gesetzesänderung soll die Betriebszulage, die bei 
Militärdienst ausbezahlt wird, auch für selbständigerwerbende Frauen im Mutterschaftsurlaub 
eingeführt werden. Mit der beabsichtigten Änderung werden die Anliegen der Mo. Maury 
Pasquier [Baume-Schneider] 19.4270 umgesetzt.

9.2 Schaffung der Rechtsgrundlagen für die Digitalisierung der Erwerbsersatzordnung 
(EO)

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Die Anträge auf Leistungen der Erwerbsersatzordnung (EO) an Dienstleistende in Armee, Zivilschutz, 
Zivildienst und Jugend und Sport sollen in Zukunft in einem weitgehend automatisierten und 
digitalen Verfahren bearbeitet werden. Für den dafür nötigen Datenaustausch mit den beteiligten 
Dienstorganisationen und für den Aufbau und Betrieb der Informatiksysteme auf Seiten der EO 
müssen die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden. Der Bundesrat wird im 
zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung eröffnen.
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9.3 Bericht über die langfristigen Folgen der demographischen Entwicklung auf die 
Generationenbeziehungen sowie auf die verschiedenen Politbereiche mit entspre-
chenden Handlungsfeldern

 Gutheissung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 einen Bericht über die langfristigen Folgen der 
demographischen Entwicklung auf die Generationenbeziehungen sowie auf die verschiedenen 
Politbereiche mit entsprechenden Handlungsfeldern gutheissen. Der Bericht ist eine Synthese 
der Berichte zu den Langfristperspektiven der öffentlichen Finanzen, des Berichts in Erfüllung des 
Postulats Bertschy (17.3884) sowie allenfalls des Berichts zum Postulat Würth (20.4257), fallweise 
ergänzt um qualitative Aussagen zu weiteren Politikfeldern.

Ziel 10 Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finanziell 
tragbare Gesundheitsversorgung, ein gesundheitsförderndes Um-
feld und eine wirkungsvolle Prävention

10.1 Weiterentwicklung des Epidemiengesetzes infolge der Covid-19-Pandemie

 Grundsatzentscheid

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 einen Grundsatzentscheid auf der Basis des 
erarbeiteten Grundlagenpapiers zur Revision des Epidemiengesetzes (EpG) treffen. Das Grund
lagenpapier enthält erste Erkenntnisse aus der Evaluation der Krisenbewältigung, identifiziert 
den Optimierungsbedarf aus den politischen Diskussionen und führt erste Überlegungen für die 
Revision des EpG auf.

10.2 Ausgewählte Massnahmen zur Umsetzung und Förderung des elektronischen Patien
tendossiers (EPD) auf der Basis des Berichts «Elektronisches Patientendossier. Was 
gibt es noch zu tun bis zu seiner flächendeckenden Verwendung?» (in Erfüllung des 
Po. Wehrli 18.4328)

 Grundsatzentscheid

 Der Bericht in Erfüllung des Po. Wehrli 18.4328 beinhaltet Massnahmen zur Förderung der 
Verbreitung des EPD. Angesichts der weiteren Herausforderungen rund um das EPD sollen auch 
die (gesetzlichen) Rahmenbedingungen umfassend geprüft werden. Der Bundesrat wird im 
zweiten Halbjahr 2022 einen Grundsatzentscheid zum weiteren Vorgehen fällen.

10.3 Grundsatzentscheid bezüglich des Aufbaus einer nationalen Kohorte (Schweizerische 
Gesundheitsstudie)

 Grundsatzentscheid

 Gestützt auf den Entscheid des Bundesrates vom Mai 2017 wurde zwischen 2017 und 2021 eine 
Pilotstudie mit zirka 1000 erwachsenen Freiwilligen in zwei Studienzentren in Lausanne und Bern 
durchgeführt. Diese Pilotstudie diente zur Vorbereitung einer nationalen Kohorte (Schweizer 
Gesundheitsstudie), die Humanbiomonitoring, Gesundheitsuntersuchungen und die Erhebung 
von relevanten Expositions  und weiteren Begleitdaten umfasst. Im Rahmen der Pilotstudie wurde 
technisches und organisatorisches Knowhow aufgebaut, die nötige Infrastruktur sowie die nötigen 
Entscheidungsstrukturen (Governance) und gesetzlichen Grundlagen einer künftigen Nationalen 
Kohorte erörtert und entsprechende Erfahrungen in der Umsetzung gesammelt. Basierend auf 
diesen Erkenntnissen trifft der Bundesrat im ersten Halbjahr 2022 einen Grundsatzentscheid 
hinsichtlich des Aufbaus der nationalen Kohorte (Schweizer Gesundheitsstudie).
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10.4 Massnahmenpaket Langzeitpflege

 Grundsatzentscheid

 Die Strategie Gesundheit2030 stellt einen Mangel an qualifiziertem Gesundheitspersonal fest und 
legt eine der Stossrichtungen mit «Mehr Langzeitpflegepersonal» fest. Um dieses Ziel zu erreichen, 
braucht es koordinierte Massnahmen einerseits zur Steigerung der Ausbildungsabschlüsse 
und andererseits zur Verbesserung der Berufsverweildauer. Ein Element zur Erhöhung der 
Ausbildungsabschlüsse wird die Umsetzung der Pflegeinitiative (Pa. Iv. 19.401) mit einer Aus
bildungsoffensive im Tertiärbereich Pflege sein. Zum Thema Berufsverweildauer wird mit einem 
Bericht der Einfluss der Personaldotation auf die Pflegequalität untersucht. Mit einem weiteren 
Bericht werden die Grundlagen zur Weiterentwicklung des Berufsbildes Pflege / Langzeitpflege 
und damit für mögliche Massnahmen zur Verbesserung der Berufsverweildauer gelegt. Der 
Bundesrat entscheidet im zweiten Halbjahr 2022 auf der Grundlage dieser Auslegeordnung, 
welche weiteren Massnahmen zur Erreichung des strategischen Ziels notwendig sind.

10.5 Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG): Massnahmen zur 
Kostendämpfung − Paket 2

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zur Änderung des KVG (Massnahmen 
zur Kostendämpfung – Paket 2) verabschieden. In Umsetzung des Kostendämpfungsprogrammes 
werden in einem eigenen Rechtssetzungspaket Massnahmen im Bereich der koordinierten 
Versorgung – wie beispielsweise Netzwerke zur koordinierten Versorgung, Programme der 
Patientenversorgung – und im Bereich der Arzneimittelpreise – wie beispielsweise Schaffung  
von Rechtsgrundlagen für eine differenzierte Prüfung der Kriterien für Wirksamkeit, Zweck
mässigkeit und Wirtschaftlichkeit (WZW) – vorgeschlagen.

10.6 Änderung der Biozidprodukteverordnung (VBP) zur Reduktion von Risiken beim 
Einsatz von Pestiziden

 Eröffnung der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zu den Änderungen in der 
Biozidprodukteverordnung (VBP) zur Reduktion von Risiken beim Einsatz von Pestiziden eröffnen. 
Der Grund bildet die Umsetzung der parlamentarischen Initiative 19.475 zur Verminderung der 
Risiken beim Einsatz von Pestiziden. Das Chemikaliengesetz sieht neu eine Mitteilungspflicht für 
Biozidprodukte und eine Verminderung von Risiken von Biozidprodukten vor.

10.7 Änderung des Krankenversicherungsgesetzes (KVG): Massnahmen zur Kostendämp-
fung Paket 1

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Verordnung vom 27. Juni 1995 über die Kranken
versicherung (KVV) und die Verordnung des EDI vom 29. September 1995 über Leistungen in 
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung in Kraft setzen. In Umsetzung der KVG-Änderung  
zum Paket 1 wird die Verordnung über die Krankenversicherung angepasst und die Ausführungs
bestimmungen insbesondere zu den Themen Experimentierartikel, Tarifregeln und Vereinfachung 
der Rechnungen zu verabschieden und die KVG-Änderung in Kraft gesetzt.
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10.8 Änderung des Bundesgesetzes über die Datenweitergabe der Versicherer in der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung

 Inkraftsetzung

 In Umsetzung des Bundesgesetzes vom 19. März 2021 über die Datenweitergabe der Versicherer 
in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung wird der Bundesrat im zweiten Halbjahr 2022 
die Verordnung über die Krankenversicherung sowie die Verordnung betreffend die Aufsicht über 
die soziale Krankenversicherung anpassen und das Bundesgesetz in Kraft setzen.

10.9 Änderung der Verordnung über die Krankenversicherung (KVV) und der Verordnung 
des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung: Kosten-
senkende Massnahmen und Massnahmen zur Erhöhung der Rechtssicherheit

 Inkraftsetzung

 Aufgrund der Kostenentwicklung im Bereich der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
(OKP) sind Anpassungen der Verordnung über die Krankenversicherung (KVV) und der Verordnung 
des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (KLV) angezeigt. Mit 
dieser Revision sollen einerseits Massnahmen zur Kostendämpfung im Bereich der OKP umgesetzt 
werden. Andererseits sind Anpassungen geplant, die der Prozessoptimierung sowie der Erhöhung 
der Transparenz und der Schaffung von mehr Klarheit und Rechtssicherheit dienen sollen. 
Gleichzeitig sind Anpassungen im Bereich der Gebühren für die Verwaltungsverfahren vorgesehen. 
Schliesslich sollen auch die Bestimmungen über die Vergütung im Einzelfall angepasst werden. 
Der Bundesrat wird die Verordnungen im zweiten Halbjahr 2022 in Kraft setzen.

10.10 Änderung des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG) betreffend Cannabisarzneimittel

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 
betreffend Cannabisarzneimittel sowie die entsprechende Änderung des Verordnungsrechts 
(insbesondere Betäubungsmittelkontrollverordnung) in Kraft setzen. Damit wird das Verbot von 
Cannabis zu medizinischen Zwecken aufgehoben und kranken Menschen mit möglichst geringem 
bürokratischem Aufwand der Zugang zu zulassungsbefreiten Cannabisarzneimitteln ermöglicht.

10.11 Revision des Bundesgesetzes über genetische Untersuchungen beim Menschen 
(GUMG) sowie der zugehörigen Bundesratsverordnungen

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Vernehmlassungsergebnisse zu den geänder
ten Verordnungen des totalrevidierten Bundesgesetzes über genetische Untersuchungen beim  
Menschen (GUMG) zur Kenntnis nehmen und den Gesetzeserlass mitsamt seiner Ausführungs
bestimmungen in Kraft setzen. Damit wird den technischen Entwicklungen (z.B. zunehmend 
schnellere und kostengünstigere Analysen des Erbguts) und dem wachsenden Online-Markt 
besser Rechnung getragen.

10.12 Änderung der Verordnung über In-vitro-Diagnostika (IvDV) sowie Änderung der 
Verordnung über klinische Versuche mit Medizinprodukten (KlinV-Mep)

 Inkraftsetzung

 Zeitgleich mit dem Inkrafttreten der EU-Verordnung über In-vitro-Diagnostika wird der Bundesrat 
die neue Verordnung über In-vitro-Diagnostika (IvDV) sowie die geänderte Verordnung über 
klinische Versuche mit Medizinprodukten (KlinV-Mep) im ersten Halbjahr 2022 in Kraft setzen. 
Damit will der Bundesrat die Qualität und Sicherheit dieser Diagnostika verbessern.
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10.13 Auswertung des Krisenmanagements in der Covid-19-Pandemie

 Kenntnisnahme und Beschluss der Umsetzungsmassnahmen

 Im Dezember 2020 hat der Bundesrat eine Auswertung des Krisenmanagements in der ersten 
Phase der Covid-Krise zur Kenntnis genommen und verschiedene Massnahmen beschlossen. Das 
Krisenmanagement in der zweiten Phase soll ebenfalls Gegenstand einer Auswertung sein, und 
allfällige sich daraus ergebende Massnahmen sollen in die Umsetzung gegeben werden. Der 
Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Bericht zur Auswertung des Krisenmanagements in 
der zweiten Phase der Covid-19-Pandemie zur Kenntnis nehmen und allfällige Massnahmen zur 
Verbesserung des Krisenmanagements beschliessen.

Ziel 11 Die Schweiz engagiert sich für Reformen zur Stärkung der multila-
teralen Zusammenarbeit, intensiviert gezielt ihr Engagement in der 
internationalen Zusammenarbeit und setzt sich für optimale Rah-
menbedingungen als Gaststaat internationaler Organisationen ein

11.1 Prioritäten der Schweiz im UNO Sicherheitsrat (2023−2024)

 Beschluss

 Die Schweiz kandidiert für einen Sitz als nichtständiges Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen. Die Wahl für die Mitgliedschaft in den Jahren 2023 und 2024 findet im Juni 2022 statt. 
Im Falle einer Wahl wird der Bundesrat in der zweiten Jahreshälfte 2022 auf der Grundlage der 
Aussenpolitischen Strategie 2020−2023 die Prioritäten der Schweiz im Sicherheitsrat beschliessen.

11.2 Eurasien Strategie 2023−2026

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 eine Eurasien Strategie 2023−2026 verabschieden. 
Mit Russland und der Türkei wird sie zwei globale Schwerpunktländer der Schweiz abdecken, 
ebenso den Westbalkan, Osteuropa und Zentralasien. Es handelt sich um eine geografische 
Folgestrategie zur Aussenpolitischen Strategie 2020−2023.

11.3 Südostasien Strategie 2023−2026

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 eine Südostasien Strategie 2023−2026 verabschieden. 
Sie wird die 10 ASEAN-Staaten abdecken. Es handelt sich um eine geografische Folgestrategie zur 
Aussenpolitischen Strategie 2020−2023.
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11.4 Strategie Multilateralismus und Gaststaat Schweiz 2024−2027

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Strategie Multilateralismus und Gaststaat 
Schweiz 2024−2027 verabschieden. Sie erläutert die Gründe und Prinzipien des schweizerischen 
Engagements für einen wirksamen Multilateralismus und definiert Ziele und Massnahmen 
zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat 2024−2027. Im Rahmen der entsprechenden 
Botschaft werden innerhalb eines Zahlungsrahmens die erforderlichen Mittel für die Umsetzung 
der Gaststaatpolitik beantragt. Es handelt sich um eine Folgestrategie zur Aussenpolitischen 
Strategie 2020−2023.

11.5 Rahmenkredit zur Weiterführung der Unterstützung der drei Genfer Zentren 
2024–2027

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zu einem Rahmenkredit zur 
Weiterführung der Unterstützung der Genfer Zentren 2024−2027 verabschieden. Es geht dabei   
um die Finanzierung der Beiträge an das Genfer Zentrum für Sicherheitspolitik (GCSP), das Genfer   
internationale Zentrum für humanitäre Minenräumung (GICHD) und das Genfer Zentrum für   
Gouvernanz im Sicherheitssektor (DCAF). Mit dem Rahmenkredit will der Bundesrat zu einer   
friedlichen und gerechten internationalen Ordnung beitragen, wie es Artikel 2 der Bundesver
fassung vorsieht.

11.6 Bundesgesetz über die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft SIFEM

 Ergebnis der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 von den Ergebnissen der Vernehmlassung zum 
Bundesgesetz über die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft SIFEM Kenntnis nehmen.

11.7 Vierter Staatenbericht der Schweiz zur allgemeinen regelmässigen Überprüfung 
(UPR) im UNO-Menschenrechtsrat

 Genehmigung

 Die allgemeine regelmässige Überprüfung (UPR) ist ein Mechanismus der UNO zum Monitoring 
der Menschenrechtslage. Jeder UNO-Mitgliedstaat wird im Fünfjahresrhythmus in einem Peer-
Review-Verfahren von den anderen Staaten überprüft. In der zweiten Jahreshälfte 2022 wird der 
Bundesrat als Grundlage für den 4. UPR der Schweiz den entsprechenden Bericht genehmigen. 
Dieser zieht Bilanz über die Menschenrechtssituation in der Schweiz und die wichtigsten 
getroffenen Massnahmen. Der Bericht dient der Umsetzung von Ziel 1.3 der Aussenpolitischen 
Strategie 2020−2023 (Handlungsfähigkeit des Menschenrechtsrats).

11.8 Kernbeitrag an die 20. Wiederauffüllung der Internationalen Entwicklungsorganisa
tion (IDA) der Weltbank

 Beschluss

 Im Rahmen der Umsetzung der IZA-Strategie 2021−2024 wird der Bundesrat im ersten 
Halbjahr 2022 einen Kernbeitrag an die Internationale Entwicklungsorganisation der Weltbank 
(International Development Association, IDA) beschliessen. Die Wiederauffüllung der IDA wird um 
ein Jahr vorgezogen, um die ärmsten Länder in der Krisenbewältigung und der Erreichung der 
langfristigen Entwicklungsziele zu unterstützen.
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11.9 Regelmässiger Beitrag zum Programmbudget des Hilfswerks der Vereinten Nationen 
für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA)

 Beschluss

 Im Rahmen der Umsetzung der MENA-Strategie 2021–2024 und der IZA-Strategie 2021–2024 wird 
der Bundesrat im Jahr 2022 über den nächsten Schweizer Beitrag an die UNRWA entscheiden. Die 
Schweiz finanziert diese Organisation seit ihrer Gründung in den 1950er Jahren. Die UNRWA bietet 
grundlegende Dienstleistungen für Palästina-Flüchtlinge, die im Westjordanland, im Gazastreifen, 
in Jordanien, im Libanon und in Syrien leben.

11.10 Bilaterales Rahmenabkommen der internationalen Zusammenarbeit mit Ghana

 Abschluss

 Der Bundesrat strebt den Abschluss des Rahmenabkommens der internationalen Zusammenarbeit 
mit Ghana im zweiten Halbjahr 2022 an. Das Abkommen gibt den Rahmen für die Aktivitäten der 
Schweizer internationalen Zusammenarbeit im Partnerland vor und regelt zum Beispiel Fragen zu 
diplomatischen Immunitäten und Steuerbehandlung.

Ziel 12 Die Schweiz verfügt über geregelte Beziehungen mit der EU

12.1 Bilaterale Verträge mit Partnerländern zur Umsetzung des zweiten Schweizer Bei-
trags an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten

 Abschluss

 Unter dem Vorbehalt der Aufhebung der Nichtdiskriminierungsbedingung durch das Parlament 
wird der Bundesrat 2022 bilaterale Verträge mit den Partnerstaaten zur Umsetzung des zweiten 
Schweizer Beitrags an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten abschliessen.

12.2 «Framework for Participation Agreement» mit der EU

 Abschluss

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 ein «Framework for Participation Agreement» mit 
der EU abschliessen, das den rechtlichen und administrativen Rahmen für die Entsendung von 
Schweizer Expertinnen und Experten in zivile Krisenbewältigungsmissionen der EU definiert. 
Dadurch soll das Verfahren für künftige Schweizer Entsendungen an zivile EU-Missionen erleichtert 
und effizienter gestaltet werden.
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Massnahmen zur Konsolidierung und Weiterentwicklung der Beziehungen zwischen 
der Schweiz und der EU

Um die Fortführung des bilateralen Wegs sicherzustellen, stabilisiert die Schweiz die Beziehungen 
zur EU und den EU-Mitgliedstaaten. Beruhend auf einem mit der EU aufgenommenen politischen 
Dialog, entwickelt die Schweiz eine gemeinsame, positive Agenda über die weitere Zusammenarbeit.

Zu diesem Zweck und unter Vorbehalt der Aufhebung der Nichtdiskriminierungsbedingung durch 
das Parlament schliesst der Bundesrat bilaterale Verträge mit den Partnerstaaten zur Umsetzung 
des zweiten Schweizer Beitrags an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten ab.

Zudem entwickelt der Bundesrat gemeinsame Lösungen mit der EU in den Bereichen, wo er die 
Weiterführung der Kooperation mit der EU anstrebt, unter anderem in den Bereichen Forschung, 
Bildung, Gesundheit, Strom, Verkehr und Raumfahrt.

Ausserdem strebt der Bundesrat die Aktualisierung bestehender Marktzugangsabkommen mit der 
EU an, insbesondere des MRA und des Landwirtschaftsabkommens.
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LEITLINIE 3

Die Schweiz sorgt für Sicherheit, engagiert 
sich für den Schutz des Klimas und der  
natürlichen Lebensgrundlagen und agiert 
als verlässliche Partnerin in der Welt

Ziel 13 Die Schweiz steuert die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und 
soziales Potenzial und setzt sich für die internationale Zusammen-
arbeit ein

13.1 Strategische Leitlinien für die nächste Phase der Kantonalen Integrationsprogramme 
(KIP) inklusive «Verpflichtungskredit Integrationsmassnahme Ausländer» 2024–2027

 Gutheissung

 Der Bundesrat heisst im zweiten Halbjahr 2022 die strategischen Leitlinien zu den Kantonalen 
Integrationsprogrammen der Programmperiode 2024–2027 gut und ermächtigt das EJPD, mit 
der Botschaft zum Voranschlag 2024 mit IAFP 2025–2027 dem Parlament den dazugehörigen 
Verpflichtungskredit «Integrationsmassnahmen Ausländer» 2024–2027 zu beantragen. Um die 
Integrationsagenda und verschiedene Pilotprogramme in die KIP zu überführen, hat der Bundesrat 
am 7. Oktober 2020 eine Zweijährige Phase der KIP (KIP2 bis 2022 und 2023) beschlossen. Dies 
gibt genügend Zeit für die Vorbereitung der KIP3 Phase (2024–2027). Diese Vorarbeiten haben im 
Rahmen der dazu mandatierten Begleitgruppe KIP / IAS Integrationsagenda Schweiz) begonnen. 
Im Wesentlichen geht es darum, die strategischen Programmziele festzulegen, nach welchen sich 
die KIP ab 2024 ausrichten.

13.2 Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG): Zulassungserleichterungen 
für ausländische Absolventinnen und Absolventen von Schweizer Universitäten und 
Hochschulen (in Umsetzung der Motion Dobler 17.3067)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 vom Ergebnis der Vernehmlassung Kenntnis 
nehmen und die Botschaft zu einer Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG) 
verabschieden. Die an einer Schweizer Universität oder Hochschule ausgebildeten ausländischen 
Fachkräfte aus Drittstaaten sollen von den jährlichen Höchstzahlen für Aufenthaltsbewilligungen 
ausgenommen werden, wenn ihre Erwerbstätigkeit von hohem wissenschaftlichem oder wirt
schaftlichem Interesse ist.

33
Ziele des Bundesrates 2022

Leitlinien, Ziele und Geschäfte 



13.3 Teilnahme der Schweiz am Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzmanage-
ment und Visumpolitik

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird bis Ende 2022 die Botschaft zur Übernahme der EU-Verordnung zur 
Schaffung eines Instruments für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzmanagement und Visumpolitik 
(BMVI) im Rahmen des Fonds für integriertes Grenzmanagement sowie zur dafür notwendigen 
Zusatzvereinbarung Schweiz-EU verabschieden. Dieses Finanzinstrument unterstützt im Zeit
raum 2021 bis 2027 Projekte im Bereich des Aussengrenzschutzes und der Visaerteilung. Es 
löst den Fonds für die innere Sicherheit im Bereich Aussengrenzen und Visa (ISF-Grenze) ab, an 
dem sich die Schweiz bis 2020 beteiligte. Es handelt sich dabei um eine Weiterentwicklung des 
Schengen-Besitzstands.

13.4 Genehmigung und Umsetzung der Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU 
betreffend die Übernahme der Verordnungen (EU) [2021/1133] und (EU) [2021/1134] 
zur Reform des Visa-Informationssystems und der damit verbundenen Bedingungen 
für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für VIS-Zwecke (Weiterent-
wicklungen des Schengen-Besitzstands) sowie zur Änderung des Ausländer- und 
Integrationsgesetzes

 Verabschiedung der Botschaft

 Das Visa-Informationssystem ist eine EU-Datenbank, welche die Grenzschutzbeamten an den 
Schengen-Aussengrenzen mit den Konsulaten der Schengen-Staaten in der ganzen Welt verbindet. 
Das System wurde 2015 weltweit eingeführt. Es liefert den Visumbehörden die wichtigsten 
Informationen über Personen, die Schengen-Visa für Kurzaufenthalte beantragen, und ermöglicht 
es Grenzschutzbeamten, Reisende zu erkennen, die ein Sicherheitsrisiko darstellen können. Um 
sicherzustellen, dass diese Behörden jederzeit über die erforderlichen Informationen verfügen, 
wird das System ausgeweitet, indem insbesondere auch Personen, die Visa für einen längerfristigen 
Aufenthalt und Aufenthaltstitel innehaben oder beantragt haben, im System erfasst werden. Der 
Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der zwei 
EU-Verordnungen sowie zur Anpassung des Ausländer- und Integrationsgesetzes verabschieden.

Ziel 14 Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor und 
bekämpft sie wirksam

14.1 Strategie der Schweiz zur Sperrung, Einziehung und Rückführung von Geldern von 
ausländischen politisch exponierten Personen («Asset Recovery»)

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 eine Strategie Asset Recovery (Sperrung, Einziehung 
und Rückführung von Geldern von ausländischen politisch exponierten Personen) verabschieden. 
Es handelt sich um eine Fortschreibung der Strategie von 2014, unter Anpassung an die aktuellen 
Herausforderungen. Die neue Strategie wird in einem breiten Konsultationsprozess unter 
Einbeziehung des Privatsektors und der Kantone erarbeitet.
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14.2 Bundesgesetz über die polizeiliche Bearbeitung von Flugpassagierdaten (Flugpassa-
gierdatengesetz, FPG)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Bundesgesetz über die 
polizeiliche Bearbeitung von Flugpassagierdaten (Flugpassagierdatengesetz, FPG) verabschieden. 
Passenger Name Records (PNR-Daten) sind Passagierangaben, welche die Fluggesellschaften 
in ihren Buchungs- und Abfertigungssystemen führen, wie Angaben zu Vor- und Nachname, 
Kontaktdaten oder Buchungsart. Sie werden von den EU-Staaten basierend auf der nicht-Schengen-
relevanten Richtlinie 2016/681 (EU) sowie von vielen weiteren Staaten als wichtiges Instrument 
zur Bekämpfung des Terrorismus und der Schwerstkriminalität genutzt. Für den Aufbau eines 
nationalen Systems zur Nutzung von PNR-Daten in der Schweiz bedarf es der Erarbeitung einer 
formellen Rechtsgrundlage.

14.3 Änderung des Verwaltungsstrafrechts

 Ergebnis der Vernehmlassung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes 
über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) eröffnen. Ziel ist es, eine umfassende Überarbeitung des 
VStrR zu verabschieden. Das Hauptziel besteht darin, den Entwicklungen im Strafverfahren seit 
der Verabschiedung des Gesetzes im Jahr 1974 Rechnung zu tragen. Mit dieser Revision kann der 
Bundesrat die Motion 14.4122 «Für ein modernes Verwaltungsstrafrecht» umsetzen.

14.4 Änderung des Bundesgesetzes über die Verwendung von DNA-Profilen im Straf-
verfahren und zur Identifizierung von unbekannten oder vermissten Personen 
(DNA-Profil-Gesetz)

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Inkraftsetzung der Änderung des Bundes
gesetzes über die Verwendung von DNA-Profilen in Strafverfahren und zur Identifizierung 
von unbekannten oder vermissten Personen (DNA-Profil-Gesetz) sowie des entsprechenden 
Verordnungsrechts festlegen. Mit der Änderung des DNA-Profil-Gesetzes wird im Strafprozessrecht 
die Phänotypisierung eingeführt, also die Eruierung äusserlich sichtbarer Merkmale aus einer 
am Tatort sichergestellten DNA-Spur. Ausserdem werden mit Inkrafttreten des revidierten DNA-
Profil-Gesetzes die gesetzlichen Löschregeln vereinfacht und für den erweiterten Suchlauf mit 
Verwandtschaftsbezug (Verwandtenrecherche) eine formell-gesetzliche Grundlage geschaffen. 
Die Verwandtenrecherche wird gestützt auf einen Entscheid des Bundesstrafgerichts auf der 
Grundlage des geltenden DNA-Profil-Gesetzes bereits seit 2015 angewendet.

14.5 Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT)

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Inkraftsetzung des Bundesgesetzes über 
polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT) und dessen Verordnungen 
beschliessen. Das neue Bundesgesetz ermöglicht es den Behörden, gegen Personen vorzugehen, 
von denen eine terroristische Gefahr ausgeht.

14.6 Revision des Geldwäschereigesetzes und Verordnungsanpassungen

 Inkraftsetzung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die infolge der Revision des Geldwäschereigesetzes 
(GwG) notwendigen Verordnungsanpassungen gutheissen und zusammen mit dem Gesetz in 
Kraft setzen. Damit werden die im Rahmen der GwG-Revision am 19. März 2021 verabschiedeten 
Neuerungen im Abwehrdispositiv der Schweiz zur Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierung 
wo nötig auf Verordnungsstufe konkretisiert.
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Ziel 15 Die Schweiz kennt die Bedrohungen ihrer Sicherheit und ver-
fügt über die notwendigen Instrumente, um diesen wirksam 
entgegenzutreten

15.1 Armeebotschaft 2022 mit Air2030

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Armeebotschaft 2022 verabschieden. Er beantragt 
dem Parlament, die Verpflichtungskredite zur Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge, der Boden-
Luftverteidigung grosser Reichweite und von Armeematerial sowie zum Immobilienprogramm 
VBS zu genehmigen. Weiter wird die Ausserdienststellung der F5-Tiger beantragt. Damit sollen die 
Mittel zum Schutz des Luftraums bis 2030 erneuert werden können.

15.2 Verpflichtungskredit zur Räumung des ehemaligen Munitionslagers Mitholz

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft über einen Verpflichtungskredit zur 
Räumung des ehemaligen Munitionslagers Mitholz verabschieden. Das ehemalige Munitionslager 
Mitholz soll geräumt und damit die aktuelle Gefahr beseitigt werden. Dafür müssen zunächst 
umfangreiche Schutzbauten für die Sicherstellung der Verkehrsträger Strasse und Schiene realisiert   
werden, und die Bevölkerung von Mitholz muss ihre Häuser für mehrere Jahre verlassen.

15.3 Einführung einer Investitionskontrolle (in Erfüllung der Mo. Rieder 18.3021)

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 in Erfüllung der Motion 18.3021 die Botschaft zu 
einer Investitionskontrolle ausländischer Investitionen in Schweizer Unternehmen verabschieden.

15.4 Ausführungsverordnungen zum Informationssicherheitsgesetz

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 von den Ergebnissen der Vernehmlassung zu den 
Ausführungsbestimmungen zum Informationssicherheitsgesetz (ISG) Kenntnis nehmen und bis 
Ende 2022 das ISG und seine Ausführungsbestimmungen in Kraft setzen.

Ziel 16 Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend, 
sichert eine nachhaltige sowie lückenlose Energieversorgung und 
fördert eine nachhaltige Land- und Ernährungswirtschaft

16.1 Gasversorgungsgesetz

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zum Gasversorgungsgesetz verabschieden. 
Ziel der Vorlage ist es, erstmals gesetzliche Rahmenbedingungen für die Gasversorgung und den 
Gasmarkt in der Schweiz zu setzen und damit Rechtssicherheit wiederherzustellen.
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16.2 Wasserrechtsgesetz

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Botschaft zur Revision des Wasserrechtsgesetzes 
verabschieden. Mit der Revision soll das Wasserzinsmaximum für die Zeit ab 2025 neu geregelt 
werden. Der Bundesrat schlägt ein flexibles System vor, in dem sich das Wasserzinsmaximum 
aus zwei Teilen zusammensetzt. Pro Kilowatt Bruttoleistung ist ein fixer Satz vorgesehen, der 
unabhängig vom Marktumfeld zu bezahlen ist. Darüber hinaus wird zusätzlich ein variabler Teil in 
Abhängigkeit des Referenzmarktpreises für Strom aus Schweizer Wasserkraft berechnet.

16.3 Änderung des Wasserbaugesetzes

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft zur Revision des Wasserbaugesetzes 
(neu: Hochwasserschutzgesetz) verabschieden. Die Anpassungen sollen den Herausforderungen 
durch die erheblich steigenden Risikofaktoren im Bereich Naturgefahren entgegenwirken und das 
Sicherheitsniveau mit den bestehenden Bundesmitteln mittelfristig erhalten.

16.4 Umweltbericht 2022

 Genehmigung / Gutheissung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 den Bericht Umwelt Schweiz 2022 verabschieden. 
Gestützt auf das Umweltschutzgesetz erstattet der Bundesrat mindestens alle vier Jahre der 
Bundesversammlung Bericht über den Zustand der Umwelt in der Schweiz.

16.5 Revision Tierseuchenverordnung (TSV)

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Revision der Tierseuchenverordnung (TSV) 
verabschieden. Mit der Revision soll in Abstimmung mit dem EU-Recht eine Neuordnung der 
Tierseuchenkategorien und eine Verschärfung der Bekämpfungsmassnahmen beim Ausbruch 
einer hochansteckenden Seuche vorgenommen werden.

16.6 Umsetzungsbestimmungen zur parlamentarischen Initiative 19.475 «Das Risiko beim 
Einsatz von Pestiziden reduzieren»

 Inkraftsetzung

 Mit der parlamentarischen Initiative 19.475 «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren» 
sollen das Trinkwasser und die Oberflächengewässer besser vor negativen Auswirkungen von 
Pestiziden und Dünger geschützt werden. Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die 
entsprechenden Verordnungen im Landwirtschafts-, Gewässerschutz- und Chemikalienrecht 
anpassen und auf den 1. Januar 2023 in Kraft setzen.

16.7 Szenariorahmen für die Stromnetzplanung

 Genehmigung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 gestützt auf Artikel 9a des Stromversorgungsgesetzes 
den energiewirtschaftlichen Szenariorahmen als Grundlage für die Planung der Stromnetze 
genehmigen. Dieser stützt sich auf die energiepolitischen Ziele des Bundes und die gesamt
wirtschaftlichen Rahmendaten und berücksichtigt das internationale Umfeld. Der Szenariorahmen 
definiert jeweils drei Szenarien, welche die Bandbreite wahrscheinlicher energiewirtschaftlicher 
Entwicklungen abbilden.
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16.8 Revision Sachplan Übertragungsleitungen

 Beschluss

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die Revision des Sachplans Übertragungsleitungen 
beschliessen. Ziel der Revision ist es, das übergeordnete Planungs- und Koordinationsinstrument 
des Bundes an die aktuellen Änderungen im Stromnetz anzupassen.

16.9 Massnahmenpaket Ressourcenschonung und Kreislaufwirtschaft

 Verabschiedung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 ein Massnahmenpaket zur Ressourcenschonung und 
Kreislaufwirtschaft verabschieden. Trotz Effizienzgewinnen sieht der Bundesrat Handlungsbedarf 
im Hinblick auf eine nachhaltige Ressourcennutzung, insbesondere in den umweltrelevantesten 
Bereichen Ernährung, Wohnen und Mobilität.

Ziel 17 Die Schweiz setzt sich national und international für eine wirksame 
Umweltpolitik ein und leistet ihren Beitrag zur Erreichung der inter-
national vereinbarten Klimaziele und zur Erhaltung der Biodiversität

17.1 Strategie und Aktionsplan Biodiversität

 Grundsatzentscheid

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 eine Aussprache zu den Resultaten der Wirkungs
analyse zum «Aktionsplan Strategie Biodiversität Schweiz» führen.

17.2 Rahmenkredit für die globale Umwelt 2023 bis 2026

 Verabschiedung der Botschaft

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 die Botschaft über den Rahmenkredit für die globale 
Umwelt 2023 bis 2026 verabschieden. Der Rahmenkredit ermöglicht es der Schweiz, ihren 
internationalen Verpflichtungen nachzukommen und ihre Beiträge an vier Fonds zugunsten der 
Umwelt zu erneuern.

17.3 Länderbericht der Schweiz über die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung

 Genehmigung / Gutheissung

 Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2022 seinen zweiten freiwilligen Länderbericht zur Um
setzung der Agenda 2030 gutheissen. Die Schweiz wird den Bericht im Juli 2022 der UNO vorlegen. 
Er wird auf der Basis einer aktualisierten Bestandsaufnahme der Umsetzung der Agenda 2030 in 
der Schweiz und in ihren Aussenbeziehungen erstellt werden. Es handelt sich um eine Massnahme 
im Zusammenhang mit dem thematischen Schwerpunkt «Nachhaltigkeit» der Aussenpolitischen 
Strategie 2020−2023 und der Strategie Nachhaltige Entwicklung 2030.
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Ziel 18 Der Bund tritt Cyberrisiken entgegen und unterstützt und ergreift 
Massnahmen, um die Bürgerinnen und Bürger sowie die kritischen 
Infrastrukturen zu schützen

18.1 Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken für die Jahre ab 2023

 Gutheissung

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 die neue Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz  
vor Cyberrisiken (NCS) für die Jahre ab 2023 gutheissen. Die Strategie hat zum Ziel, Massnahmen zu 
definieren, um die Schweiz vor Ausfällen, Störungen und Missbräuchen von IKT zu schützen. Die 
grassierende  Cyberkriminalität, die Häufung von Spionagetätigkeiten mit Hilfe von Cyberangriffen, 
Fälle von Cybersabotage auf kritische Infrastrukturen, die Verbreitung von gestohlenen oder 
manipulierten Informationen zu Desinformations- und Propagandazwecken und die Zunahme 
von hybriden Konfliktformen, in welchen Cyberangriffe zur Destabilisierung von Staaten und 
Gesellschaften eingesetzt werden, machen deutlich, wie vielfältig diese Bedrohungen sind und 
wie rasant sie sich entwickeln. Die neue NCS soll insbesondere zur Verbesserung der Prävention, 
Früherkennung, Reaktion und Resilienz in allen in Bezug auf Cyberrisiken relevanten Bereichen 
beitragen.

18.2 Meldepflicht für kritische Infrastrukturen bei Cyberangriffen

 Ergebnis der Vernehmlassung und weiteres Vorgehen

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 Kenntnis nehmen vom Ergebnis der Vernehmlassung 
und das weitere Vorgehen festlegen betreffend eine Meldepflicht für kritische Infrastrukturen bei 
Cyberangriffen. Im Falle eines Angriffs soll die Meldung an eine zentrale Meldestelle erfolgen. 
Die Grundzüge der Meldepflicht werden in einem Bundesgesetz festgeschrieben (vorgesehen ist 
eine Änderung des Informationssicherheitsgesetzes). Konkrete Vorgaben für die Unternehmen in 
den kritischen Sektoren werden in sektorspezifischen Erlassen geregelt.

18.3 Evaluation der Strukturen des Bundes im Bereich der Cyberrisiken

 Kenntnisnahme

 Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2022 Kenntnis nehmen von den Evaluationsergebnissen 
und das weitere Vorgehen festlegen hinsichtlich Optimierungsanpassungen an den Cyber
strukturen. Mit den Evaluationen werden die Struktur und die Federführung bei der über
geordneten Organisation des Bundes im Bereich der Cyberrisiken und die Wirksamkeit der 
Nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS) 2018−2022 überprüft.
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ANHANG

A1		  Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2022
Nachstehend werden alle Geschäfte aufgelistet, welche nach ihrer Verabschiedung durch den  
Bundesrat einen parlamentarischen Prozess durchlaufen. Dazu gehören insbesondere Botschaften 
und wichtige Berichte sowie Berichte in Erfüllung von parlamentarischen Vorstössen. Diese Ge-
schäfte des Bundesrates werden dem Parlament zur Beratung und Verabschiedung oder lediglich 
zur Kenntnisnahme unterbreitet. 

Im Kapitel «Leitlinien, Ziele und Geschäfte» wurden auch Geschäfte aufgelistet, welche nach ihrer 
Verabschiedung durch den Bundesrat keinen parlamentarischen Prozess durchlaufen müssen. Dazu 
gehören insbesondere Meilensteine wie die Eröffnung einer Vernehmlassung, die Anpassung einer 
Verordnung oder die Inkraftsetzung eines Gesetzes. Diese Amtshandlungen kann der Bundesrat 
in eigener Kompetenz vornehmen und ist nicht auf eine Beratung oder Kenntnisnahme durch die 
Bundesversammlung angewiesen.

Einige Geschäfte (Berichte in Erfüllung von parlamentarischen Vorstössen, Botschaften zu Volks
initiativen sowie weniger wichtige Botschaften) werden lediglich im Anhang aufgeführt und er-
scheinen nicht unter den Leitlinien und Zielen im Hauptteil.

1 Die Schweiz sichert ihren Wohlstand und nutzt die Chancen der 
Digitalisierung sowie der nachhaltigen Entwicklung

Ziel 1 Die Schweiz sorgt für einen ausgeglichenen Bundeshaushalt 
und eine stabile Finanzordnung

Geplant bis

 Änderung des Finanzhaushaltgesetzes (Umgang mit den Corona-
Schulden): Verabschiedung der Botschaft

30.06.2022

 Änderung des Bundesgesetzes über die Tabakbesteuerung: 
Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Eidgenössische Volksinitiative «Mikrosteuer auf dem bargeldlosen 
Zahlungsverkehr»: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bericht «Akzeptanz von Bargeld erhöhen» (in Erfüllung des Po. Birrer-
Heimo 18.4399): Gutheissung

31.12.2022

Ziel 2 Der Bund erbringt seine staatlichen Leistungen effizient und 
möglichst digital

Geplant bis

 Bundesgesetz über das nationale System zur Abfrage von Adressen 
natürlicher Personen (Adressdienstgesetz, ADG): Verabschiedung der 
Botschaft

31.03.2022
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 Revision des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG, 
Beseitigung der Hindernisse für eine Digitalisierung): Verabschiedung der 
Botschaft

31.12.2022

 Teilrevision des Bundesgesetzes über Geoinformation: Verabschiedung der 
Botschaft

31.10.2022

 Totalrevision des Zollgesetzes: Verabschiedung der Botschaft 30.06.2022

 Änderung des Bundesgesetzes über eine leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische Kommunikation in 
der Justiz (BEKJ): Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bericht «Covid-19. Bildung eines Zentrums für Innovation in der 
Bundesverwaltung - Public Innovation Hub» (in Erfüllung des Po. FDP-
Liberale Fraktion 20.3240): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

Ziel 3 Die Schweiz sorgt für bestmögliche stabile sowie innovations-
fördernde wirtschaftliche Rahmenbedingungen im digitalen 
Zeitalter und fördert das inländische Arbeitskräftepotential

Geplant bis

 Bundesgesetz über die Entlastung der Unternehmen von Regulie
rungskosten und die Verfassungsbestimmung zur Einführung einer 
Regulierungsbremse (in Erfüllung der Mo. Sollberger 16.3388 und der  
Mo. FDP-Liberale Fraktion 16.3360): Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Teilrevision des Kartellgesetzes (Modernisierung der Fusionskontrolle und 
Umsetzung der Mo. 16.4094 Fournier): Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bericht «Covid-19 Härtefallverordnung»: Gutheissung 31.12.2022

 Bericht «Covid-19 Solidarbürgschaften»: Gutheissung 31.12.2022

 Berichterstattung über die Strategie «Digitale Schweiz»: Gutheissung des 
Berichts «Rahmenbedingungen der digitalen Wirtschaft»

31.12.2022

 Berichterstattung über die Strategie «Digitale Schweiz»: Gutheissung des 
Monitoringberichts zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf den 
Arbeitsmarkt

31.12.2022

 Bericht «Den Wildwuchs und den Wirrwarr bei den Regeln der Baukunde 
beenden» (in Erfüllung des Po. Flach 19.3894): Gutheissung

31.03.2022

 Bericht «Sanktionen am Ort der Erbringung der Leistungen» (in Erfüllung 
des Po. Bourgeois 19.4213): Gutheissung

31.12.2022

Ziel 4 Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Welt-
wirtschaftsordnung und sichert der Schweizer Wirtschaft den 
Zugang zu internationalen Märkten und zum EU-Binnenmarkt

Geplant bis

 Finanzierung der Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung 2025 in 
Osaka: Verabschiedung der Botschaft

31.03.2022

 Genehmigung des Freihandelsabkommens zwischen den EFTA-Staaten 
und den MERCOSUR-Staaten: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Genehmigung des Freihandelsabkommens zwischen den EFTA-Staaten 
und Moldova: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bericht «Steuerliche Anreize für einen nachhaltigen internationalen 
Handel» (in Erfüllung des Po. APK-N 20.3933): Genehmigung / Gutheissung

16.12.2022
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Ziel 5 Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innova-
tion und nutzt die Chancen der Digitalisierung

Geplant bis

 Teilrevision des Patentgesetzes: Verabschiedung der Botschaft 30.12.2022

 Bundesgesetz über Aufgaben, Organisation und Finanzierung der 
öffentlich-rechtlichen Anstalt Movetia: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Anpassung von Anhang III des Personenfreizügigkeitsabkommens: 
Verabschiedung der Botschaft

30.06.2022

 Bericht «Koordination der Förderinstrumente des Bundes in der 
Kinder- und Jugendförderung» (in Erfüllung des Po. Hegglin 19.4559): 
Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Frühe Sprachförderung vor dem Kindergarteneintritt als Vor
aussetzung für einen Sek-II-Abschluss und als Integrationsmassnahme»  
(in Erfüllung der Mo. Eymann 18.3834): Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Berufsbildung und Gleichstellung» (in Erfüllung des Po. FDP-
Liberale Fraktion 20.4285): Gutheissung

31.12.2022

Ziel 6 Die Schweiz sorgt für zuverlässige und solid finanzierte Ver-
kehrs- und IKT-Infrastrukturen

Geplant bis

 Bundesgesetz über die Dateninfrastruktur Mobilität: Verabschiedung der 
Botschaft

31.12.2022

 Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2024–2027, Ausbauschritt 2023 für die 
Nationalstrassen und Verpflichtungskredit: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Teilnahme der Schweiz an der «Agentur der Europäischen Union für das 
Weltraum-Programm (EUSPA)»: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bundesgesetz über Pilotprojekte zu Mobility Pricing: Verabschiedung der 
Botschaft

30.06.2022

 Bericht «Ausbau der internationalen Verbindung Zürich – München»  
(in Erfüllung des Po. KVF-S 19.3006): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Für einen erschwinglichen und gut eingespielten öffentlichen 
Verkehr» (in Erfüllung des Po. Reynard 19.4199): Genehmigung / 
Gutheissung

30.06.2022

2 Die Schweiz fördert den nationalen Zusammenhalt und leistet 
einen Beitrag zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit

Ziel 7 Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und 
fördert die Verständigung der unterschiedlichen Kulturen und 
Sprachgruppen

Geplant bis

 Bericht über den digitalen Service Public (in Erfüllung des Po. Min Li Marti 
19.3574): Genehmigung / Gutheissung

30.06.2022
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Ziel 8 Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und 
die Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern

Geplant bis

 Bericht «Gewalt an Menschen mit Behinderungen in der Schweiz»  
(in Erfüllung des Po. Roth 20.3886): Genehmigung / Gutheissung

25.09.2022

 Bericht «Begleitung von Frauen mit dem Ziel der Gleichstellung von Frau 
und Mann. Wie sieht die Zukunft der Beratungsstellen aus?» (in Erfüllung 
des Po. Moret 19.3621): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Strategie zur Stärkung der Lohngleichheit» (in Erfüllung des  
Po. WBK-N 20.4263): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Erfassung des Gender Overall Earnings Gap (GOEG) und anderer 
Indikatoren zu geschlechterspezifischen Einkommensunterschieden»  
(in Erfüllung des Po. Marti Samira 19.4132): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht in Ergänzung des Wohlstandsberichtes (in Erfüllung des Po. WAK-N 
15.3381): Gutheissung

31.12.2022

Ziel 9 Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie 
nachhaltig

Geplant bis

 Bericht über die langfristigen Folgen der demographischen Entwicklung 
auf die Generationenbeziehungen sowie auf die verschiedenen Polit
bereiche mit entsprechenden Handlungsfeldern: Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Weiterführung der strategischen Aufgabe der Armutsprävention» 
(in Erfüllung des Po. WBK-S 19.3954): Genehmigung / Gutheissung

31.03.2022

 Bericht «Menschen mit Behinderung Zugang zu modernen Hilfsmitteln 
sicherstellen» (in Erfüllung des Po. SGK-S 19.4380): Genehmigung / 
Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Sprachliche Modernisierung des IVG» (in Erfüllung des Po. SGK-S 
20.3002): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Differenzierte Codierung von IV-Gebrechen» (in Erfüllung des  
Po. Suter 20.3598): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

Ziel 10 Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finan-
ziell tragbare Gesundheitsversorgung, ein gesundheitsfördern-
des Umfeld und eine wirkungsvolle Prävention

Geplant bis

 Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG): 
Massnahmen zur Kostendämpfung − Paket 2: Verabschiedung der 
Botschaft

30.06.2022

 Bericht «Vergleichender Bericht über die Gesundheit von LGB» (in Erfüllung 
des Po. Marti Samira 19.3064): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «ADHS. Resultate des Projektes Fokus in die Ausbildung 
integrieren» (in Erfüllung des Po. Herzog 19.4283): Genehmigung / 
Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Kinder und Jugendliche vor der Handykamera nicht alleine 
lassen. Täter stoppen, die Kinder dazu anleiten oder erpressen, sexuelle 
Handlungen an sich selbst vorzunehmen» (in Erfüllung des Po. Quadranti 
[Siegenthaler] 19.4111): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022
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 Bericht «Tägliche Sport- und Bewegungsaktivitäten im Kindes- und 
Jugendalter» (in Erfüllung des Po. Lohr 18.3846): Gutheissung

31.10.2022

 Aktualisierung des Berichts «Planung der hochspezialisierten Medizin: 
Umsetzung durch die Kantone und subsidiäre Kompetenz des 
Bundesrates» (in Erfüllung des Po. SGK-N 13.4012): Genehmigung / 
Gutheissung

31.12.2022

Ziel 11 Die Schweiz engagiert sich für Reformen zur Stärkung der 
multilateralen Zusammenarbeit, intensiviert gezielt ihr Engage-
ment in der internationalen Zusammenarbeit und setzt sich 
für optimale Rahmenbedingungen als Gaststaat internationaler 
Organisationen ein

Geplant bis

 Strategie Multilateralismus und Gaststaat Schweiz 2024−2027: 
Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Rahmenkredit zur Weiterführung der Unterstützung der drei Genfer 
Zentren 2024–2027: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bericht US-Blockade gegen Kuba aktiv bekämpfen zugunsten einer der 
ärmsten Bevölkerungen weltweit (in Erfüllung des Po. APK-N 20.4332): 
Genehmigung / Gutheissung

30.09.2022

 Bericht «Massnahmen zur Eindämmung von Zoonosen und zur 
Bekämpfung ihrer Ursachen» (in Erfüllung des Po. APK-N 20.3469): 
Genehmigung / Gutheissung

30.06.2022

Ziel 12 Die Schweiz verfügt über geregelte Beziehungen mit der EU Geplant bis

 Bericht zu den Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU (in Er
füllung der Po. Aeschi 13.3151, Grüne Fraktion 14.4080 und Naef 17.4147): 
Genehmigung / Gutheissung

30.06.2022

3 Die Schweiz sorgt für Sicherheit, engagiert sich für den Schutz 
des Klimas und der natürlichen Lebensgrundlagen und agiert als 
verlässliche Partnerin in der Welt

Ziel 13 Die Schweiz steuert die Migration, nutzt deren wirtschaftliches 
und soziales Potenzial und setzt sich für die internationale 
Zusammenarbeit ein

Geplant bis

 Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG): 
Zulassungserleichterungen für ausländische Absolventinnen und Ab
solventen von Schweizer Universitäten und Hochschulen (in Umsetzung 
der Motion Dobler 17.3067): Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Teilnahme der Schweiz am Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzmanagement und Visumpolitik: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022
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 Genehmigung und Umsetzung der Notenaustausche zwischen der 
Schweiz und der EU betreffend die Übernahme der Verordnungen (EU) 
[2021/1133] und (EU) [2021/1134] zur Reform des Visa-Informationssystems 
und der damit verbundenen Bedingungen für den Zugang zu anderen 
EU-Informationssystemen für VIS-Zwecke (Weiterentwicklungen des 
Schengen-Besitzstands) sowie zur Änderung des Ausländer- und 
Integrationsgesetzes: Verabschiedung der Botschaft

30.06.2022

 Bericht «Für eine Zuwanderungsregelung, die den Bedürfnissen 
der Schweiz entspricht» (in Erfüllung des Po. Nantermod 19.3651): 
Genehmigung / Gutheissung

30.06.2022

 Bericht zur Einführung elektronischer Fussfesseln im Ausländer- und 
Integrationsgesetz (in Erfüllung des Po. RK-S 20.4265): Genehmigung /
Gutheissung

31.12.2022

Ziel 14 Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor 
und bekämpft sie wirksam

Geplant bis

 Bundesgesetz über die polizeiliche Bearbeitung von Flugpassagierdaten 
(Flugpassagierdatengesetz, FPG): Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Änderung des Strafgesetzbuches und des Jugendstrafgesetzes 
(Massnahmenpaket Sanktionenvollzug): Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Rechtshilfevertrag mit Kosovo: Verabschiedung der Botschaft 31.12.2022

 Bericht «Statistik über gewaltbetroffene Mädchen und Bedarfsabklärung 
für Schutzplätze» (in Erfüllung des Po. Wasserfallen 19.4064): Genehmi
gung / Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Schutz von Kindern vor Gewalt in der Erziehung» (in Erfüllung  
des Po. Bulliard-Marbach 20.3185): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

Ziel 15 Die Schweiz kennt die Bedrohungen ihrer Sicherheit und ver-
fügt über die notwendigen Instrumente, um diesen wirksam 
entgegenzutreten

Geplant bis

 Armeebotschaft 2022 mit Air2030: Verabschiedung 30.06.2022

 Verpflichtungskredit zur Räumung des ehemaligen Munitionslagers 
Mitholz: Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Einführung einer Investitionskontrolle (in Erfüllung der Mo. Rieder 18.3021): 
Verabschiedung der Botschaft

31.12.2022

 Bericht «Auslandvergleich kosteneffizienter militärischer 
Schutzformationen» (in Erfüllung des Po. Zuberbühler 20.3043): 
Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht über die Aktivitäten der schiitisch-islamistischen Hisbollah in der 
Schweiz (in Erfüllung des Po. Binder 20.3650 und des Po. Pfister Gerhard 
20.3824): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

Ziel 16 Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend, 
sichert eine nachhaltige sowie lückenlose Energieversorgung 
und fördert eine nachhaltige Land- und Ernährungswirtschaft

Geplant bis

 Gasversorgungsgesetz: Verabschiedung der Botschaft 30.06.2022

 Wasserrechtsgesetz: Verabschiedung der Botschaft 31.12.2022
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 Änderung des Wasserbaugesetzes: Verabschiedung der Botschaft 30.06.2022

 Umweltbericht 2022: Genehmigung / Gutheissung 31.12.2022

 Bericht «Zukünftige Ausrichtung der Agrarpolitik» (in Erfüllung des  
Po. WAK-S 20.3931): Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Analysen bei der Einfuhr von Lebensmitteln» (in Erfüllung des  
Po. Bourgeois 19.4459): Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Arbeitsplatzpotenzial durch Förderung erneuerbarer Energien und 
Energieeffizienz» (in Erfüllung des Po. Masshardt 19.3562): Genehmigung / 
Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Kreislaufwirtschaft, Abfallvermeidung und Recycling» (in Erfüllung 
der Po. Bourgeois 20.3062, Munz 20.3090, Clivaz 20.3727, Gapany 20.4411 
und Chevalley 20.3110): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Aufzeigen der wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen 
Folgen der Bodenstrategie Schweiz» (in Erfüllung des Po. Burkart 20.3477): 
Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Kriterien für den Geltungsbereich des Gentechnikgesetzes»  
(in Erfüllung des Po. Chevalley 20.4211): Genehmigung / Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Smarte Industrie- und Gewerbezonen. Für eine verbesserte 
Planung der Industrie- und Gewerbezonen» (in Erfüllung des Po. Béglé 
19.3299): Gutheissung

30.06.2022

Ziel 17 Die Schweiz setzt sich national und international für eine wirk-
same Umweltpolitik ein und leistet ihren Beitrag zur Erreichung 
der international vereinbarten Klimaziele und zur Erhaltung der 
Biodiversität

Geplant bis

 Rahmenkredit für die globale Umwelt 2023 bis 2026: Verabschiedung der 
Botschaft

30.06.2022

 Volksinitiative «Für die Zukunft unserer Natur und Landschaft 
(Biodiversitätsinitiative)»: Verabschiedung der Botschaft

30.06.2022

 Anpassung des Umweltschutzgesetzes (USG) zur Umsetzung der Strategie 
der Schweiz zu invasiven gebietsfremden Arten: Verabschiedung der 
Botschaft

30.06.2022

 Bericht «Reduzierte Bemessungsgrundlage bei Geschäftsfahrzeugen mit 
0g CO2/km im Betrieb» (in Erfüllung des Po. UREK-N 20.3957): Gutheissung

31.12.2022

 Bericht «Anpassung des Waldes an den Klimawandel und Sicherstellung 
der nachhaltigen Pflege und Nutzung des Waldes» (in Erfüllung der 
Mo. Hêche 19.4177, des Po. Vara 20.3750 und der Mo. Fässler 20.3745): 
Genehmigung / Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Klimatische Auswirkungen bei der UVP berücksichtigen»  
(in Erfüllung des Po. UREK-N 20.3001): Genehmigung / Gutheissung

30.06.2022

 Bericht «Nachhaltigkeitsziele für die SNB» (in Erfüllung des Po. WAK-N 
20.3012): Gutheissung

31.12.2022

Ziel 18 Der Bund tritt Cyberrisiken entgegen und unterstützt und er-
greift Massnahmen, um die Bürgerinnen und Bürger sowie die 
kritischen Infrastrukturen zu schützen

Geplant bis

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.
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A2		 Wichtigste Wirksamkeitsüberprüfungen 2022
Die nachstehend ausgeführten Evaluationen bzw. Wirksamkeitsüberprüfungen werden in Anwen-
dung von Artikel 170 der Bundesverfassung vorgenommen. Ziel ist es, angesichts der zunehmen-
den Komplexität der Bundesaufgaben transparent aufzuzeigen, wie Massnahmen des Bundes um-
gesetzt werden, wie die Politikadressaten darauf reagieren und ob die Politik ihre Ziele mit den 
ergriffenen Massnahmen erreicht oder nicht. Die Darstellung umfasst auch die Regulierungsfol-
genabschätzungen (RFA), welche die volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Vorlagen des Bun-
des untersucht und darstellt. Deren Ergebnisse sollen einen Beitrag zu faktenbasierten Entschei-
dungsgrundlagen und einer besseren Rechtsetzung leisten.

1 Die Schweiz sichert ihren Wohlstand und nutzt die Chancen der 
Digitalisierung sowie der nachhaltigen Entwicklung

Ziel 1       Die Schweiz sorgt für einen ausgeglichenen Bundeshaushalt und eine stabile  
Finanzordnung

Titel: Bericht «Wirtschaftliche Auswirkungen der 
Bundesaktivitäten in den Kantonen» (in Erfüllung 
des Po. Amherd 14.3951)

Auftraggeber: Eidgenössische Finanzverwaltung

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Postulat Amherd 14.3951, Parlamentsgesetz (Art 141 Abs. 2)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage

Adressat: Parlament

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch und Französisch

Ziel 2       Der Bund erbringt seine staatlichen Leistungen effizient und möglichst digital

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.

Ziel 3       Die Schweiz sorgt für bestmögliche stabile sowie innovationsfördernde wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen im digitalen Zeitalter und fördert das inländische Ar-
beitskräftepotential

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.
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Ziel 4       Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Weltwirtschaftsordnung und 
sichert der Schweizer Wirtschaft den Zugang zu internationalen Märkten und zum 
EU-Binnenmarkt  

Titel: Vertiefte Regulierungsfolgenabschätzung  
zur Weiterentwicklung der Medizinprodukte- 
regulierung

Auftraggeber: Staatssekretariat für Wirtschaft, Bundesamt für Gesundheit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141, Abs. 2)

Verwendungszweck: Abschätzung der Auswirkungen einer Weiterentwicklung 
des Medizinprodukterechts

Adressat: Bundesrat, Verwaltung

Art der Evaluation: Ex-ante-Evaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch oder Französisch

Ziel 5       Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation und nutzt die 
Chancen der Digitalisierung

Titel: Institutionelle Gesamtevaluation des SNF

Auftraggeber: Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der 
Innovation (Art. 44 und Art. 54)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat, Parlament

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch

Titel: Beiträge der Förderungen von Innosuisse und 
SNF zur Entstehung und Nachhaltigkeit von 
wissenschaftsbasierten Start-ups  

Auftraggeber: Innosuisse und Schweizerischer Nationalfonds

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der 
Innovation (Art. 18 Abs. 4)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch
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Titel: Evaluation des Förderprogramms Energie SCCER 
(2013−2020)  

Auftraggeber: Innosuisse

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der 
Innovation (Art. 18 Abs. 4)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch, Zusammenfassung Deutsch, Französisch, Englisch

Titel: Evaluation des Förderprogramms Bridge (SNF und 
Innosuisse) 

Auftraggeber: Innosuisse

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der 
Innovation (Art. 18 Abs. 4)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch, Zusammenfassung Deutsch, Französisch, Englisch

Ziel 6       Die Schweiz sorgt für zuverlässige und solid finanzierte Verkehrs- und IKT- 
Infrastrukturen

Titel: Härtung der Mobilfunknetze (Vertiefte Regu
lierungsfolgeabschätzung von Art. 48a FMG)

Auftraggeber: Bundesamt für Kommunikation

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Fernmeldegesetz (Artikel 3a), Parlamentsgesetz (Art. 141 
Abs. 2), RFA-Richtlinien vom 6. Dezember 2019

Verwendungszweck: Vorbereitung einer Verordnungsrevision

Adressat: Bundesrat, Parlament

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation; Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch oder Französisch, Zusammenfassung Deutsch und 
Französisch
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2              Die Schweiz fördert den nationalen Zusammenhalt und leistet 
einen Beitrag zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit

Ziel 7       Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und fördert die Verständi-
gung der unterschiedlichen Kulturen und Sprachgruppen

Titel: Evaluation Agglomerationspolitik, Politik der 
ländlichen Räume und Berggebiete und Kohärente 
Raumentwicklung  

Auftraggeber: Bundesamt für Raumentwicklung und Staatssekretariat für 
Wirtschaft

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Verordnung über die Koordination und Kooperation bei 
raumrelevanten Bundesaufgaben (Art. 6)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat, Parlament

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch

Ziel 8       Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Gleichberechti-
gung zwischen den Geschlechtern  

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.

Ziel 9       Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie nachhaltig  

Titel: Evaluation Finanzhilfen gemäss Verordnung 
Kinderschutz/Kinderrechte

Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Verordnung über Massnahmen zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen sowie zur Stärkung der Kinderrechte 
(Art. 17)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage (Erfüllung Rechenschaftsklausel)

Adressat: Bundesrat

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsmessung

Sprache: Bericht Deutsch und Französisch

Externer Evaluationsbericht Deutsch mit 
Zusammenfassungen Deutsch, Französisch, Italienisch und 
Englisch
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Titel: Evaluation Finanzhilfen für familienergänzende 
Kinderbetreuung: Wirkung der Finanzhilfen 
für Subventionserhöhungen von Kantonen und 
Gemeinden 

Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende 
Kinderbetreuung (Art. 8)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsevaluation

Sprache: Externer Evaluationsbericht mit Zusammenfassungen in 
Deutsch, Französisch, Italienisch und Englisch

Ziel 10      Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finanziell tragbare Ge-
sundheitsversorgung, ein gesundheitsförderndes Umfeld und eine wirkungsvolle 
Prävention  

Titel: Formative Evaluation der Strategie NOSO

Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Epidemiengesetz (Art. 81)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation

Sprache: Deutsch oder Französisch, Zusammenfassung Deutsch und 
Französisch

Titel: Evaluation des Bundesgesetzes über die Psycho
logieberufe (Psychologieberufegesetzes, PsyG)

Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und 
Innovation (Art. 3, 4 und 16); Organisationsverordnung für 
das Eidgenössische Departement des Innern (Art. 9 Abs. 3 
Bst. c und e)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch, Zusammenfassung Deutsch und Französisch
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Titel: Evaluation des Wirkungsgeflechts der 
Schweizerischen Koordinations- und Fachstelle 
Sucht «Infodrog»

Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die 
psychotropen Stoffe (Art. 29a Abs. 1 und 2)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch oder Französisch, Zusammenfassung Deutsch und 
Französisch

Titel: Evaluation der Krisenbewältigung COVID-19

Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Epidemiengesetz (Art. 24 und Art. 81)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat, Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch, Zusammenfassung Deutsch, Französisch, 
Italienisch, Englisch

Titel: Formative Evaluation der Umsetzung des 
Bundesgesetzes über das elektronische 
Patientendossier (EPDG)

Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über das elektronische Patientendossier  
(Art. 18)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation

Sprache: Deutsch und Französisch, Arbeitsberichte und 
Statusberichte der Stammgemeinschaften Deutsch, 
Französisch
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Ziel 11      Die Schweiz engagiert sich für Reformen zur Stärkung der multilateralen Zusam-
menarbeit, intensiviert gezielt ihr Engagement in der internationalen Zusammen-
arbeit und setzt sich für optimale Rahmenbedingungen als Gaststaat internationa-
ler Organisationen ein  

Titel: Evaluation of SDC’s Performance in national policy 
dialogue 2013–2020

Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (Art. 9)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Vollzugsevaluation

Sprache: Englisch

Titel: Independent Evaluation of SDCs Engagement with 
the Private Sector 2015–2020

Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (Art. 9)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Vollzugsevaluation

Sprache: Englisch

Titel: Independent Evaluation of SDCs Engagement in the 
field of Migration and Development

Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (Art. 9)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat, Parlament

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Vollzugsevaluation

Sprache: Englisch
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Titel: Independent evaluation of SECO WE’s engagement 
with the private sector 2013−2021  

Auftraggeber: Staatssekretariat für Wirtschaft

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (Art. 9)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat, Parlament

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Vollzugsevaluation

Sprache: Englisch

Ziel 12      Die Schweiz verfügt über geregelte Beziehungen mit der EU

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.

3              Die Schweiz sorgt für Sicherheit, engagiert sich für den Schutz 
des Klimas und der natürlichen Lebensgrundlagen und agiert als 
verlässliche Partnerin in der Welt

Ziel 13      Die Schweiz steuert die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und soziales Poten-
zial und setzt sich für die internationale Zusammenarbeit ein

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.

Ziel 14      Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor und bekämpft sie 
wirksam

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.

Ziel 15      Die Schweiz kennt die Bedrohungen ihrer Sicherheit und verfügt über die notwen-
digen Instrumente, um diesen wirksam entgegenzutreten

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.
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Ziel 16      Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend, sichert eine nach-
haltige sowie lückenlose Energieversorgung und fördert eine nachhaltige Land- 
und Ernährungswirtschaft

Titel: Evaluation Waldpolitik 2020

Auftraggeber: Bundesamt für Umwelt (BAFU)

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 170)

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch

Titel: Wirkungsanalyse 2022 Aktionsplan Strategie 
Biodiversität Schweiz

Auftraggeber: Bundesamt für Umwelt (BAFU)

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 170)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage; Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: Deutsch und Französisch

Titel: Evaluation des Katasters der öffentlich-rechtlichen 
Eigentumsbeschränkungen  

Auftraggeber: Bundesamt für Landestopografie (swisstopo)

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Geoinformationsgesetz (Art. 43 Abs. 1)

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat: Bundesrat

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeitsanalyse

Sprache: Deutsch und Französisch
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Ziel 17      Die Schweiz setzt sich national und international für eine wirksame Umweltpolitik 
ein und leistet ihren Beitrag zur Erreichung der international vereinbarten Klima-
ziele und zur Erhaltung der Biodiversität

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.

Ziel 18      Der Bund tritt Cyberrisiken entgegen und unterstützt und ergreift Massnahmen, 
um die Bürgerinnen und Bürger sowie die kritischen Infrastrukturen zu schützen

Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant.
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